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ZUSAMMENFASSUNG

Das Geldspielgesetz regelt die gewerbsmdssig oder dffentlich betriebenen Gliicks-
und Geschicklichkeitsspiele um Geld oder andere geldwerte Vorteile.

Mit der gegenstdndlichen Teilrevision des Geldspielgesetzes wird das Zulassungs-
system vom bisherigen Konzessionssystem fiir Spielbanken und Online-Geldspiele
zu einem Polizeibewilligungssystem umgestaltet. Flir die anderen Geldspielberei-
che waren bisher wirtschaftspolitische Bewilligungen vorgesehen, die nunmehr
ebenfalls durch ein Polizeibewilligungssystem ersetzt werden. Die Bewilligungsvo-
raussetzungen fiir die einzelnen Geldspiele bleiben unangetastet hoch. Damit
folgt diese Vorlage der urspriinglichen Intention des Gesetzgebers, hohe Anforde-
rungen an die Anbieter von Geldspielen zu stellen, um sozialschédliche Auswir-
kungen und Kriminalitdit, insbesondere Geldwcdischerei, organisierter Kriminalitéit,
»Spielhdllen” und Terrorismusfinanzierung zu verhindern. Beibehalten werden die
Regelungen zur starken Aufsicht mit einer klaren Kompetenzteilung zwischen der
Finanzmarktaufsicht und dem Amt fiir Volkswirtschaft. Transparenz schafft das
neu vorgesehene Geldspielregister, in dem alle Betreiber von Geldspielen einge-
tragen werden. Neu wird — in Umsetzung des Polizeibewilligungssystems — die
Zusténdigkeit fiir die Bewilligungserteilung nach dem Geldspielgesetz von der
Regierung dem Amt fiir Volkswirtschaft zugewiesen. Konsequenterweise geht
damit auch die Zustindigkeit fiir die erforderlichen aufsichtsrechtlichen Mass-

nahmen und Sanktionierung einher, die ebenfalls prdzisiert wurden.

Die Regierung unterzog gleichzeitig den Geldspielabgabesatz der Spielbanken
einer Uberpriifung und schldgt vor, diesen im Bereich des Mindestabgabesatzes

moderat zu erhéhen.

Im Zuge dieser Revision wurden auch die gesetzlichen Bestimmungen zur Daten-
bearbeitung und Datenbekanntgabe (lberpriift und vor allem im Bereich der Zu-
sammenarbeit mit ausldndischen Behérden eine neue Bestimmung geschaffen.
Ebenfalls wurden die Mitwirkungspflichten der Betreiber von Geldspielen gegen-
tiber den Vollzugsbehdrden konkretisiert.

Schliesslich wurden die Vorschriften zu den Gebiihren und der Aufsichtsabgabe
der aktuellen Rechtslage angepasst.
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1. AUSGANGSLAGE

Das geltende Geldspielgesetz wurde am 30. Juni 2010 erlassen und ist am 1. Ja-
nuar 2011 in Kraft getreten (GSG; LGBI. 2010 Nr. 235). Es regelt alle gewerbsmas-
sig oder 6ffentlich betriebenen Gliicks- und Geschicklichkeitsspiele um Geld oder
andere geldwerte Vorteile, insbesondere die Zulassung und den Betrieb von
Spielbanken sowie die Zulassung und Durchfiihrung von Lotterien, Wetten, Ge-
schicklichkeits-Geldspielen und Online-Geldspielen. Fiir den Betrieb einer Spiel-
bank und zur Veranstaltung von Online-Geldspielen bedarf es einer Konzession
der Regierung. Die meisten anderen Geldspielformen unterstehen einer Bewilli-
gungspflicht, wobei auf die Erteilung dieser Bewilligungen kein Rechtsanspruch
besteht. Damit verfiigt die zur Bewilligungserteilung zustandige Behdrde uber
einen Ermessensspielraum, ob eine Zulassung erteilt wird oder nicht. Wirt-
schaftspolitische Faktoren kdnnen bei der Entscheidung lber die Erteilung einer
Konzession bzw. Bewilligung bericksichtigt werden, so dass die Anzahl der Be-

treiber von Geldspielen staatlich bestimmt wird.

Im Bereich der Spielbanken beschriankte die Regierung die Anzahl der Konzessio-
nen vorerst auf eine einzige und erdéffnete am 1. Februar 2011 ein Ausschrei-
bungsverfahren zur Vergabe einer Spielbankenkonzession. Im Rahmen dieses
Ausschreibungsverfahrens gingen zwei Gesuche ein. Am 31. Januar 2012 erteilte
die Regierung der Casino Vaduzerhof AG in Griindung die Konzession zum Be-
trieb einer Spielbank und lehnte das Gesuch der Casino Admiral AG ab. Im an-
schliessenden mehrjahrigen Rechtsstreit wurden zweimal der Verwaltungsge-
richtshof (VGH), zweimal der Staatsgerichtshof (StGH) und einmal der EFTA-

Gerichtshof mit der Sache befasst. Hauptstreitpunkte waren das europarechtli-



che Transparenzgebot im Ausschreibungsverfahren sowie Gewichtung und Aus-
legung des volkswirtschaftlichen Nutzens der Spielbank und der Annexbetriebe
einerseits sowie des Standortes andererseits. Die Gewichtung des volkswirt-
schaftlichen Nutzens und des Spielbankenstandorts wurden jedenfalls als tGber-

hoht und unzulassig beurteilt.

Mit Urteil des StGH vom 16. Dezember 2014 (StGH 2013/44) wurde das Konzes-
sionsverfahren ohne Vergabe einer Spielbankenkonzession beendet. Damit wur-
de das Konzessionsverfahren fiir eine Spielbank abgeschlossen. Eine Pflicht der
Regierung, erneut ein Vergabeverfahren durchzufihren, besteht nicht, insbeson-

dere besteht kein Rechtsanspruch auf Erteilung einer Konzession.

Seit Erlass des GSG am 30. Juni 2010 hat sich die wirtschaftliche Ausgangslage fiir
Spielbanken verandert. In der Schweiz sank der Bruttospielertrag bis Ende 2013
um mehr als 14 %. Als Hauptgriinde sind das Rauchverbot, die starke Konkurrenz
des Online-Geldspiels sowie das illegale Gliicksspiel zu nennen. In Osterreich
nahmen die Spielerlése im gleichen Zeitraum um 2 % ab. Trotz riicklaufiger Um-
satze werden in beiden Landern weiterhin hohe Abgaben generiert. Das geltende
Gesetz sieht fir Spielbanken einen Abgabesatz von mindestens 12.5% und
hochstens 40 % der Bruttospielertrdage vor, wobei der Abgabesatz progressiv ge-

staltet wird.

2. BEGRUNDUNG DER VORLAGE

Das geltende Gesetz sieht die geregelte Zulassung von gewerbsmassig oder 6f-
fentlich betriebenen Geldspielen vor. Im Bereich der Spielbanken ist diese Zulas-
sung in Form einer Konzession bisher limitiert. Die Regierung hélt weiterhin da-
ran fest, in Liechtenstein legales Geldspiel zu erméglichen. Indem eine Zulassung

von Geldspielangeboten unter geregelten Voraussetzungen moglich ist, kann



illegales Gliicksspiel verhindert werden; zugleich kénnen Massnahmen zur Ver-

hinderung sozialschadlicher Auswirkungen und Kriminalitat getroffen werden.

Die Regierung Uberpriifte unter anderem unter verstarkter Berlicksichtigung der
verfassungsmassigen Handels- und Gewerbefreiheit das geltende GSG. Dabei
befiirwortet sie die Offnung des Geldspielmarktes in Liechtenstein durch die Ab-
anderung des Zulassungssystems. Anstelle des bisherigen Konzessionssystems ist
ein Polizeibewilligungssystem einzufiihren. Dieser Systemwechsel bedeutet, dass
jedem, der die gesetzlich vorgeschriebenen, personlichen und sachlichen Voraus-
setzungen erfillt, eine Bewilligung zum Betreiben eines Geldspiels, so auch einer
Spielbank, erteilt wird. Die Regierung erwartet, dass eine Polizeibewilligung einer
allfalligen Beschwerde weniger Angriffsfliche bietet als die bisher vorgesehene
Konzession. Der freie Wettbewerb — und nicht der Staat — soll Gber den wirt-
schaftlichen Erfolg und letztlich (iber die Anzahl tatiger Betreiber von Geldspielen
in Liechtenstein entscheiden. Damit wird unternehmerisches Engagement auch
im Bereich des Geldspiels zugelassen und der Staat reduziert sich auf die Kern-
aufgabe der Gefahrenabwehr, indem er vor allem die Aufsicht und Kontrolle der
Betreiber von Geldspielen Gbernimmt. Um die nach wie vor bestehenden sozial-
politischen Risiken zu liberwachen und Kriminalitat, wie z.B. Geldwascherei, or-
ganisierte Kriminalitdt sowie Terrorismusfinanzierung, zu verhindern, sollen der
unlimitierten Bewilligungsvergabe strenge Bewilligungsvoraussetzungen und

eine starke Aufsicht gegenuberstehen.

Von einem erleichterten Zugang zum Recht, Geldspiele veranstalten zu dirfen,
kann deshalb nur insofern gesprochen werden, als der Staat keine Monopolstel-
lungen mehr vorsieht. Inhaltlich dagegen finden keine Erleichterungen statt. Im
neuen Polizeibewilligungssystem erhalten nur solche Personen eine Bewilligung,
die auch im Konzessionssystem die Grundvoraussetzungen (mit Ausnahme der

wirtschaftlichen Uberlebensfihigkeit und des volkswirtschaftlichen Nutzens) er-



fallt hatten. Bewilligungsvoraussetzungen bilden beispielsweise der Nachweis
Uber die rechtmassige Herkunft liber die gesetzlich festgesetzten Eigenmittel, die
Gewahr in fachlicher und personlicher Hinsicht fiir eine einwandfreie Geschafts-
tatigkeit sowie das Vorliegen eines Sicherheits-, Sorgfaltspflichts- und eines Sozi-

alkonzeptes.

Diese sowie die weiteren gesetzlich vorgesehenen Grundvoraussetzungen stellen
hohe Anforderungen an einen Gesuchsteller dar, sodass die Beflirchtung vor ei-
ner zu grossen Attraktivitdt Liechtensteins als Geldspielmarkt und somit fir

»Spielhdllen” unbegriindet ist.

Mit dem Wechsel zum Polizeibewilligungssystem fallt auch das sehr komplexe
Verfahren zur Auswahl unter mehreren Gesuchstellern dahin. Die Regierung ver-
spricht sich dadurch, dass der Betrieb einer Spielbank schneller aufgenommen
werden kann. Jedes Gesuch wird in einem eigenen Verfahren behandelt und

steht nicht mehr in Konkurrenz zu einem andern.

Anlasslich dieses Wechsels des Zulassungssystems und der damit verbundenen
Abdnderung des Geldspielgesetzes wurden zugleich auch die Bestimmung zur
Geldspielabgabe revidiert sowie Anpassungen aus Griinden der zu starkenden
Aufsicht, des Datenschutzes, des EWR-Rechts und der jlingeren Rechtsprechung

des Staatsgerichtshofs (StGH) im Bereich Abgaben und Geblihren vorgenommen.

3. SCHWERPUNKTE DER VORLAGE

3.1 Wechsel des Zulassungssystems

Hauptinhalt dieser Vernehmlassungsvorlage ist der Wechsel des Zulassungssys-
tems vom bisherigen Konzessionssystem fir Spielbanken (Monopolkonzession)

und Online-Geldspiele (beschrankte Anzahl von Konzessionen) zu einem Polizei-
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bewilligungssystem. Flr die anderen Geldspielbereiche sind bisher wirtschaftspo-

litische Bewilligungen vorgesehen.

Die Regierung hat verschiedene Alternativen zum bestehenden System gepriift,
jedoch dem Polizeibewilligungssystem den Vorzug gegeben. Gepriift wurde u.a.
auch die Vergabe mittels Versteigerung einer limitierten Anzahl Konzessionen.
Diese Variante wurde jedoch verworfen, da bei einer Versteigerung die Angriffs-
flache fir Rechtsstreitigkeiten gleichgross ware wie beim bestehenden System.
Des Weiteren ist eine Versteigerung von Konzessionen im Bereich des Gllcks-
spiels — zumindest in Europa - nicht {blich und daher fehlen die Erfahrungswerte

far ein solches Verfahren.

Im geltenden GSG ist fiir keine Spielform ein Rechtsanspruch auf Erteilung der
Zulassung statuiert. Um eine konsistente Rechtssetzung sicherzustellen, sollen
alle Bereiche des Geldspiels gleichbehandelt werden. Dies bedeutet, dass jeder,
der die gesetzlich vorgeschrieben, sachlichen und persénlichen Voraussetzungen
erfillt, ein Recht auf die Durchfiihrung von Geldspielen im Rahmen einer behord-
lichen Bewilligung erhalt. Damit wird zukiinftig der Markt entscheiden, wie viele
Spielbanken und andere Betreiber von Geldspielen in Liechtenstein tatig sein

werden.

Um die nach wie vor bestehenden sozialpolitischen Risiken zu Gberwachen und
Kriminalitat, wie z.B. Geldwascherei, organisierte Kriminalitat sowie Terrorismus-
finanzierung und ,Spielhdllen”, zu verhindern, sollen der unlimitierten Bewilli-
gungsvergabe strenge Bewilligungsvoraussetzungen und eine starke Aufsicht
gegenlber stehen. Eine starke Aufsicht bedeutet jedenfalls, dass die Aufsichts-
behdrde vom Gesetzgeber mit entsprechenden Aufsichtskompetenzen ausge-

stattet wird.
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Die Regierung hat das geltende GSG auf eine starke Aufsicht hin Gberprift und
festgestellt, dass die bereits heute im Gesetz festgeschriebenen Kompetenzen
und Aufgaben Grundlage fiir eine starke Aufsicht bilden. Die Teilung der Aufsicht
zwischen der Finanzmarktaufsicht (FMA) fir den sensiblen Bereich der Sorgfalts-
pflichtgesetzgebung und dem Amt fir Volkswirtschaft (AVW), das den Bereich
der Ubrigen Aufsichtsaufgaben vollzieht, ist in sich konsistent und wird auch von

den betroffenen Stellen als ausgewogen und sachlich gerechtfertigt eingeschatzt.

Die Bewilligungsvoraussetzungen, die zum Betrieb einer Spielbank erfillt sein
mussen, folgen grundsatzlich den bisherigen Konzessionsvoraussetzungen. Im
neuen Polizeibewilligungssystem kommen allerdings die wirtschaftlichen Bedrf-
nisse des Marktes und andere wirtschaftspolitische Faktoren nicht mehr als ge-
setzliche Voraussetzungen zum Tragen. Die bisherigen Bestimmungen betreffend
Wirtschaftlichkeitsberechnungen und volkswirtschaftlichen Nutzen werden dem-
zufolge als Zulassungsvoraussetzungen aufgehoben. Die Ubrigen Voraussetzun-
gen werden mit einzelnen Anpassungen ins neue System (bernommen. Im Er-
gebnis heisst das, dass im neuen Polizeibewilligungssystem nur solche Personen
eine Bewilligung erhalten, die auch im Konzessionssystem die Grundvorausset-
zungen (mit Ausnahme der wirtschaftlichen Uberlebensfihigkeit und des volks-

wirtschaftlichen Nutzens) erfillt hatten.

Als Konsequenz aus dem Systemwechsel vom bisherigen Konzessionssystem zu
einem Polizeibewilligungssystem folgt der Wechsel in der Zustandigkeit zur Ertei-
lung der Zulassung. Wahrend bislang die Regierung zur Erteilung einer Spielban-
ken- und Online-Geldspielkonzession sowie einer Veranstalterbewilligung im
Bereich der grossen Lotterien und Wetten zustdndig ist, sollen neu alle Bewilli-

gungen nach dem GSG vom AVW erteilt werden.

Der Wechsel der Zustandigkeit von Regierung auf Amtsebene bedingt auch eine

Anderung im Rechtsschutzverfahren. Wiahrend die Entscheidung der Regierung
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Uber die Konzessionsvergabe direkt beim VGH angefochten werden kann, wer-
den die Verfligungen des AVW neu zunéachst von der Beschwerdekommission fiir
Verwaltungsangelegenheiten Uberpriift werden. Anschliessend fihrt der
Rechtsweg zum VGH. Beschwerden gegen Verfligungen und Entscheidungen, die
gestlitzt auf das GSG ergehen, soll neu keine aufschiebende Wirkung mehr zu-

kommen.

Mit der Offnung des Geldspielmarktes fiir eine unbeschriankte Anzahl von Betrei-
bern von Geldspielen ist ein grosses Augenmerk auf eine effektive Aufsicht zu
legen. Aus diesem Grund soll die Kompetenz zur verwaltungsstrafrechtlichen
Verfolgung bei Ubertretungen von der Regierung an das AVW verschoben wer-
den, bei dem auch die Aufsicht und die Kompetenzen zum Erlass von Massnah-
men angesiedelt sind. Zur Starkung der Aufsicht soll im Bereich der Massnahmen
zudem sichergestellt werden, dass das AVW in dringlichen Fallen sofort in den

Spielbetrieb eingreifen kann.
3.2 Geldspielabgabe

Die im Vergleich zur Schweiz tiefere Besteuerung des Bruttospielertrages der
Spielbank wurde wiederholt kritisiert. Daher wurden vertiefte Abklarungen tber

das Potenzial einer Erhohung des Geldspielabgabesatzes vorgenommen.

Mit dem GSG soll erreicht werden, dass der liechtensteinische Geldspielmarkt
keinen Raum fiir Kriminalitat bietet und keine sozialschadlichen Auswirkungen
hat. Um diese Ziele zu erreichen, sind erstens hohe Anforderungen an die Ertei-
lung der Bewilligung und an die Aufsicht zu stellen. Zweitens ist aber auch darauf
zu achten, dass die Betreiber von Geldspielen wirtschaftlich in der Lage sind, ein
hohes Niveau zu halten. Wenn die Betreiber von Geldspielen die Moglichkeit
haben, auch bei einem hohen Aufwand fiir Selbstkontrolle und Sozialschutz, Ge-

winne zu generieren, sind die Ziele des GSG am besten zu erreichen.
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Aus diesem Grund sind die Abgabesatze so zu bemessen, dass den Betreibern

von Geldspielen eine sinnvolle wirtschaftliche Entfaltung ermoglicht wird.

Eine wesentliche betriebswirtschaftliche Besonderheit von Spielbanken besteht
darin, dass der Anteil der Fixkosten am Aufwand sehr hoch ist. Investoren di-
mensionieren Spielbanken nach dem Erlospotenzial am gewahlten Standort. Ins-
besondere wird die Anzahl Spielgelegenheiten (Geldspielautomaten, Spieltische)
auf die Nachfrage in den Spitzenzeiten an Abenden der Wochenenden zuge-
schnitten. Ein zu geringes Angebot wiirde ein Ausschopfen des Erlospotenzials
verunmoglichen, und ein Ubergrosses Angebot wiirde die Fixkosten in die Hohe
treiben. Die Anzahl Spielgelegenheiten bestimmt — zusammen mit den gewadhlten
Betriebszeiten — die H6he der zentralen Kostenpositionen Personal, Betriebsauf-

wand und Abschreibungen.

Je hoher die Geldspielabgabe angesetzt wird, desto eher werden Investitionen in
Ausstattung, Atmosphare, Service, Zusatzangebote und Qualitdtsmanagement
auf das Unerldssliche minimiert, um trotz der geringeren Ertrage Gewinne erzie-
len zu konnen. Eine Spielbank wird ein qualitativ hochstehendes Spielangebot
mit Zusatzangeboten wie Entertainment und Restauration nur anbieten kénnen,

wenn sie trotz erhohter Investitionen eine angemessene Rendite erzielen kann.

Die kleineren und mittleren Spielbanken in der Schweiz weisen alle sehr dhnliche
Kostenstrukturen auf. Diese Erfahrungswerte erlauben es, folgende Riickschliisse

zu ziehen:

Das maximale Marktpotenzial liegt nach aktuellen Berechnungen bei rund 19 bis
21 Mio. Franken Bruttospielertrag (BSE). Eine ,best-case“-Variante geht davon
aus, dass das Potenzial bei 21 Mio. Franken liegt und die Betreiber einen relativ
niedrigen Aufwand (Personal, Betrieb, Abschreibungen) haben. In dieser Variante

ergibt sich eine Geldspielabgabe von 19.4 bis 45.2 %.
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In einer ,worst-case“-Variante wird von einem Marktpotenzial von 19 Mio. Fran-
ken Bruttospielertrag und von einem erhéhten Aufwand ausgegangen. Dieses

Szenario lasst eine Geldspielabgabe von 15.6 bis 39.5 % zu.

Im Sinne eines Versuchs zur Anndaherung an die wahrscheinlichsten Werte fiir die
Potenziale einer liechtensteinischen Geldspielabgabe werden die Durchschnitts-
werte der beiden Varianten herangezogen. Daraus ergeben sich die Werte von
17.5 % fiir den minimalen und 40 % fir den maximalen Abgabesatz. Die nach wie
vor sinkenden Bruttospielertrdage in der Schweiz sprechen ebenfalls dafiir, die
Geldspielabgabe nicht zu hoch anzusetzen, zumal bei verschiedenen Schweizer
Spielbanken die hohe Abschépfung durch die Spielbankenabgabe zu Jahresver-

lusten fuhrt.

3.3 Datenschutzrechtliche Anpassungen

Das GSG bedingt die regelmassige Bearbeitung und Bekanntgabe von Personen-
daten, besonders schiitzenswerter Personendaten und Personlichkeitsprofilen im
Sinne von Art. 3 Abs. 1 Bst. a, e und f des Datenschutzgesetzes vom 14. Marz

2002 (DSG; LGBI. 2002 Nr. 55).

Die Betreiber von Geldspielen sind vor allem verpflichtet, zu verschiedenen Zwe-
cken Daten ihrer Kunden zu bearbeiten, wie insbesondere zur Priifung der Identi-
tat, zum Anlegen von Kundenkonten und Geschaftsprofilen, zur Priifung, ob eine
Spielsperre oder ein Spielverbot besteht, zum Fiihren eines (zentralen) Registers
der Spielverbote und eines Kameraliberwachungssystems sowie zur Erflllung
umfangreicher Auskunfts-/Melde- und Informationspflichten gegenlber den

Aufsichtsbehorden und den Revisionsstellen etc.

Auch die Vollzugs- und Aufsichtsbehdrden missen zur Erfiillung der ihnen nach
diesem Gesetz obliegenden Aufgaben regelmadssig Personendaten, besonders

schiitzenswerte Personendaten und Personlichkeitsprofile bearbeiten und be-
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kannt geben. Ganz neu vorgesehen ist, dass das AVW verpflichtet ist, ein elekt-
ronisches Register Uber alle nach diesem Gesetz erteilten Bewilligungen zu fiih-

ren.

Zwar sind Regelungen zur Bearbeitung von Personendaten zum Teil schon im
Gesetz vorhanden. Diese bilden jedoch fiir die zur Erfiillung der nach diesem Ge-
setz und der darauf erlassenen Verordnungen erforderlichen Datenbearbeitun-
gen und -bekanntgaben nicht immer eine hinreichende Rechtsgrundlage im Sin-
ne des DSG. Die vorliegende Revision des GSG wird daher dazu genutzt, um um-
fassende Regelungen fir die nach diesem Gesetz erforderliche Datenbearbeitung
und —bekanntgabe sowohl durch die Betreiber von Geldspielen als auch fir die

zustandigen Aufsichts- und Vollzugsstellen zu schaffen.

Eine Datenbearbeitung und —bekanntgabe ist insbesondere auch im Rahmen der
behordlichen Zusammenarbeit erforderlich, die notwendigerweise im Austausch
von Informationen besteht. Bislang regelt das GSG lediglich die Zusammenarbeit
zwischen liechtensteinischen Behorden (Art. 81 GSG). Da der erwartete Kunden-
kreis aber jedenfalls auch aus dem Ausland kommen dirfte und ausléndische
Anbieter ebenfalls eine Bewilligung beantragen kénnen, wird eine Zusammenar-
beit mit den im Ausland entsprechend zustdandigen Aufsichtsstellen unabdingbar
sein, damit die Vollzugs- und Aufsichtsbehodrden die ihnen nach diesem Gesetz
obliegenden Aufgaben erfiillen kénnen. Umgekehrt diirfte auch zu erwarten
sein, dass auslandische Aufsichtsstellen ihrerseits in Liechtenstein um Auskunft
ersuchen. Ergdanzend zur bestehenden Bestimmung zur Zusammenarbeit der
liechtensteinischen Behorden sind deshalb Regelungen zur Zusammenarbeit mit

den entsprechend zustandigen Stellen im Ausland vorzusehen.
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3.4 Aufsichtsabgabe und Gebiihren

Seit dem Inkrafttreten des GSG am 1. Januar 2011 hat der StGH in mehreren Ent-
scheidungen mehrere Bestimmungen des Gesetzes vom 18. Juni 2004 Uber die
Finanzmarktaufsicht (FMAG; LGBI. 2004 Nr. 175) und der dazugehdrigen Verord-
nung zu den Gebiihren und Aufsichtsabgaben als verfassungswidrig aufgehoben.
Da die Bestimmungen des GSG beziiglich der Gebiihren und Abgaben strukturell
jenen der als verfassungswidrig aufgehobenen Bestimmungen in der FMA-
Gesetzgebung gleichen, ist das GSG im Sinne der Rechtsprechung des StGH abzu-
andern und dabei insbesondere eine genligende gesetzliche Grundlage fir die

Aufsichtsabgabe zu schaffen.

4. ERLAUTERUNGEN ZU DEN EINZELNEN ARTIKELN

4.1 Gesetz liber die Abdnderung des Geldspielgesetzes

Zu Art. 4 — Zulassigkeit von Geldspielen
Die Begrifflichkeiten werden dem neuen Zulassungssystem angepasst. Demzufol-

ge wird ,Konzession” in Art. 4 gestrichen.

Zu Art. 8 — Bewilligungspflicht

In Art. 8 wird der Systemwechsel vom bisherigen Konzessionssystem zum Poli-
zeibewilligungssystem fiir die Spielbanken vollzogen. Wer eine Spielbank betrei-
ben will, braucht neu anstelle einer Konzession eine Bewilligung fiir diese Tatig-
keit.

Werden die gesetzlichen Voraussetzungen erfillt, hat der Gesuchsteller neu ei-
nen Rechtsanspruch auf Erteilung der Zulassung. Anders als bei Konzessionen
wird die Behorde bei der Priifung von Bewilligungsgesuchen nicht auf die wirt-
schaftlichen Bedirfnisse des Marktes oder andere wirtschaftspolitische Faktoren

abstellen.
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Auch die Kompetenzregelung ist in Art. 8 enthalten. Als Konsequenz aus dem
Wechsel vom bisherigen Konzessionssystem zum Polizeibewilligungssystem ist

anstelle der Regierung neu das AVW zustandig zur Erteilung der Zulassung.

In Abs. 3 wurde die Regelung des bisherigen Art. 15 Abs. 3 verschoben, wonach
die Zulassung personlich und nicht (ibertragbar ist. Entsprechende Rechtsge-

schafte sind nichtig.

Zu Art. 9 — Bewilligungsvoraussetzungen

Diese Bestimmung regelt die Voraussetzungen, die ein Gesuchsteller erfiillen
muss, um eine Bewilligung zum Betreiben einer Spielbank zu erhalten. Dabei
wurden die Voraussetzungen des bisherigen Konzessionssystems weitgehend
Uibernommen, allerdings kommen die wirtschaftlichen Bediirfnisse des Marktes
und andere wirtschaftspolitische Faktoren nicht mehr als gesetzliche Vorausset-
zungen zum Tragen. Der Gesuchsteller muss also die persdnlichen und sachlichen
Voraussetzungen weiterhin erfillen; teilweise wurden diese sogar erhéht. Durch
die einzelnen, zwingenden Voraussetzungen fir eine Bewilligungserteilung wird
sichergestellt, dass die Ziele des Gesetzes, namlich einen sicheren, ordnungsge-
massen und transparenten Spielbetrieb zu gewahrleisten, dabei Geldwascherei,
organisierte Kriminalitdt und Terrorismusfinanzierung zu verhindern sowie sozial
schadlichen Auswirkungen des Spielbankenbetriebs vorzubeugen, eingehalten
werden.

In Bst. a ist bisher festgelegt, dass eine Spielbank nur in der Rechtsform einer
liechtensteinischen Aktiengesellschaft bewilligt werden kann. Diese Vorausset-
zung ist zugleich eine Diskriminierung und damit eine Verletzung von EWR-Recht.
Die Gesetzesrevision wurde genutzt, die Voraussetzung der Rechtsform in Ver-
bindung mit der Regelung des Sitzes der Gesellschaft EWR-rechtskonform zu ge-

stalten. Diese Regelung erfolgt in Art. 9a.
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Die Voraussetzung der Gewahr fiir eine einwandfreie Geschaftstatigkeit wird in
Bst. d°® verstirkt und dazu die neue Bestimmung Art. 9c aufgenommen. Dies soll
die Verantwortung von Verwaltungsrat und Geschaftsleitung starker betonen
und die Umsetzung aufsichtsrechtlicher Anordnungen gewahrleisten.

Im neuen Polizeibewilligungssystem kommen die wirtschaftlichen Bedirfnisse
des Marktes und andere wirtschaftspolitische Faktoren nicht mehr als gesetzli-
che Voraussetzungen zum Tragen. Die Bestimmungen betreffend Wirtschaftlich-
keitsberechnungen nach Bst. f und den volkswirtschaftlichen Nutzen nach Bst. i
werden demzufolge als Zulassungsvoraussetzungen aufgehoben. Nach wie vor
erforderlich ist die Darlegung des Geschaftsplanes, aus dem insbesondere die Art
der geplanten Spiele und die Anzahl Spieltische und Geldspielautomaten hervor-
gehen. Dies wird im neuen Bst. f festgeschrieben.

Da die Gebdhr fir die Erteilung einer Bewilligung vorab erhoben wird (vgl. Aus-
fihrungen zu Art. 86), ist die Bezahlung der Gebiihr als weitere Voraussetzung in

Bst. | zu nennen.

Zu Art. 9a — Rechtsform und Sitz

Eine Spielbank muss in der Rechtsform einer Aktiengesellschaft oder Europai-
schen Gesellschaft (Societas Europaea, SE) betrieben werden. Diese Rechtsfor-
men unterstehen (harmonisierten) Bestimmungen betreffend die innere Organi-
sation und Rechnungslegung. Durch diese detaillierten Vorschriften wird es den
Aufsichtsorganen ermdglicht, zur Pravention von Geldwdscherei und zur Be-
trugsvorbeugung einen Betreiber effizient zu kontrollieren. Insbesondere kénnen
so die Beschliisse der Gesellschaftsorgane und die durchgefiihrten Geldtransak-

tionen geprift werden.

Auf einen ausschliesslich inlandischen Sitz wird im Vergleich zur bestehenden
Regelung verzichtet, da diese Anforderung nicht mit den Grundfreiheiten des

EWR-Rechts vereinbar ist. Bisher wurde der inlandische Sitz mit der Vertrautheit
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der Rechtsnormen, Eingabe des Jahresabschlusses beim Handelsregister und
Prasenz der Betreiber von Spielbanken im Land begriindet. Auch mit der Geset-
zesanderung ist grundsatzlich ein inlandischer Sitz weiterhin gefordert. Aus-
nahmsweise kann auf diesen verzichtet werden, wenn zum einen ein Sitz in ei-
nem EWR-Mitgliedstaat gegeben ist und zum anderen die Anforderungen beziig-
lich Transparenz der Gesellschaft durch die Verpflichtung zur Ubermittlung der
Organbeschliisse und einer separaten Geschéftsfiihrung und Rechnungslegung
fir die Niederlassung erflllt werden. Zusatzlich ist eine gleichwertige Aufsicht
der Gesellschaft im Sitzstaat Voraussetzung fiir den Verzicht auf den inlandischen
Sitz. Konkret bedeutet dies, dass die Gesellschaft im Sitzstaat eine gleichartige
Spielbankenbewilligung oder Konzession halten muss. Berechtigt die Bewilligung
oder Konzession im Sitzstaat Geldspiele nicht im gleichen Masse wie nach diesem
Gesetz, so ist diese erforderliche Gleichwertigkeit nicht gegeben; wenn z. B. die
Geldspielbewilligung oder Konzession im Sitzstaat nur Lotterien und Wetten,
Geldspielautomaten und Online-Geldspiele beinhaltet, liegt keine relevante ver-
gleichbare Bewilligung fiir eine Spielbank vor. Zum Nachweis der Vergleichbar-
keit sind den inlandischen Aufsichtsbehorden alle Angaben zur auslandischen
Bewilligung oder Konzession sowie zur bisherigen Tatigkeit der Gesellschaft als
Betreiberin einer Spielbank im Sitzstaat zu Gbermitteln.

Ergdnzend ist eine wirksame Aufsicht dadurch sicherzustellen, dass eine behord-
liche Aufsichtskette bestehen muss. Zum Nachweis einer geschlossenen Auf-
sichtskette kommen insbesondere eine Erklarung der auslandischen Geld-
spielaufsicht, in der sie sich verpflichtet, an die inlandischen Aufsichtsorgane
Auskiinfte zu erteilen und Massnahmen durchzufiihren (Verwaltungszusammen-
arbeit), und eine férmliche Entbindung der auslandischen Geldspielaufsicht von
einer allenfalls bestehenden Geheimhaltungspflicht seitens der Gesellschaft in
Betracht. Sind diese kumulativen Voraussetzungen erfiillt, kann eine Gesellschaft

mit Sitz in einem Mitgliedstaat des EWR die Spielbank in Liechtenstein mit einer
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Zweigniederlassung unter Beachtung der einschlagigen Bestimmungen des Per-
sonen- und Gesellschaftsrechts vom 20. Januar 1926 (PGR; LGBI. 1926 Nr. 4) be-

treiben.

Zu Art. 9b - Eigenmittel

Mit dieser Bestimmung wird auf gesetzlicher Ebene eine Voraussetzung zur Er-
langung einer Bewilligung im Verhaltnis zum geltenden Recht prazisiert und da-
mit verstarkt. Dies dient dem Ziel, auch im Bewilligungssystem die Hiirden fiir die
Zulassung hoch anzusetzen. Art. 9b soll sicherstellen, dass die veranlagten einge-
zahlten Eigenmittel dem liechtensteinischen Spielbetrieb bei Beginn der Spiel-
bank-Aktivitaten als Haftungsstock unbelastet zur Verfiigung stehen. Dabei kén-
nen aus den Eigenmitteln naturgemass Investitionen finanziert werden, da auch
Anlagevermaogen einen entsprechenden Haftungsstock bildet.

Im Rahmen dieser Revision wird der aktuelle Art. 23 der Spielbankenverordnung
vom 21. Dezember 2010 (SPBV; LGBI. 2010 Nr. 439) als Abs. 2 und 3 in den
Art. 9b aufgenommen. Diese Bestimmung orientiert sich an erprobten Werten
der Schweiz und schreibt vor, dass die Eigenkapitalguote wadhrend der ganzen
Bewilligungszeit mindestens 30 % der Bilanzsumme oder 20 % des erzielten Brut-
tospielertrags betragen muss. Massgebend ist jeweils der hohere dieser Werte.
Die Mindesthohe der Eigenmittel aus Abs. 1 darf jedoch in keinem Fall unter-
schritten werden; so soll eine gewisse Sicherheit fir alle Beteiligten gewdhrleis-

tet werden.

Zu Art. 9c — Gewahr fiir einwandfreie Geschaftstatigkeit

Mit Art. 9c wird die Voraussetzung der Gewahr fur eine einwandfreie Geschafts-
tatigkeit gegentiber der geltenden Rechtslage verstarkt. Die Gewahr fiir einwand-
freie Geschaftstatigkeit besteht aus korrektem Verhalten im Spielbankenbetrieb,
einem tadellosen Ruf sowie aus der ausreichenden fachlichen Qualifikation. Die-

ser Grundsatz wird durch weitere gesetzliche Bestimmungen und auf Verord-
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nungsebene konkretisiert. So muss der Gesuchsteller nach Art. 9 Bst. b GSG
i.V.m. Art. 7 SPBV den guten Leumund der Mitglieder seiner Organe und seiner
leitenden Angestellten erbringen. Nach Art. 9 Bst. d miissen die notwendigen
Fachkenntnisse gewahrleistet sein.

Abs. 2 betrifft die Geschaftsleiter, die natlirlichen Personen, die den operativen
Betrieb der Spielbanken leiten.

Um ihrer Aufgabe als Geschaftsleiter nachkommen zu kénnen, missen sie tat-
sachlich und leitend in der Spielbank, also in der Betriebsstatte, tatig sein. Auf-
sichtsrechtliche Anordnungen sollen wirksam und zeitnah umgesetzt werden
konnen. Dazu ist es erforderlich, dass eine zur Vertretung nach aussen berechtig-
te und mit interner Weisungsbefugnis ausgestattete, erforderliche Anzahl an
Geschaftsleitern den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen in Liechtenstein hat.

Die Position der Geschaftsleitung kann durch eine oder aber auch von mehreren
Personen wahrgenommen werden, allerdings muss dann jede dieser Personen
alle Voraussetzungen erfillen.

Diese Bestimmung regelt die Voraussetzungen an die Geschéaftsleiter nicht ab-
schliessend. Weitere Voraussetzungen sind insbesondere in Art. 9 Bst. b und d
enthalten, welche einen guten Leumund und die notwendigen Fachkenntnisse

verlangen.

Zu Art. 13 - Einreichung und Priifung von Gesuchen

Abs. 1 erster Satz dndert den Begriff ,Konzessionsgesuche” zu ,,Bewilligungsge-
suche”. Der zweite Satz wird gestrichen, da mehrere Bewilligungen vergeben
werden kénnen (Wechsel vom Konzessionssystem zum Polizeibewilligungssys-
tem) und dieser somit obsolet geworden ist.

Abs. 1a regelt, dass die erforderlichen Nachweise der Bewilligungsvoraussetzun-
gen nach den Art. 9 bis 12 dem Gesuch beizulegen und die geforderten Angaben
zu machen sind. Sofern eines dieser Elemente fehlt, gilt der Antrag als noch nicht

vollstandig.
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Abs. 3 regelt die Koordination zwischen dem AVW und der FMA fiir den Bereich
der Priifung von Gesuchen. Die FMA ist zustandig fiir die Aufgaben im Rahmen
des Sorgfaltspflichtrechts, sie prift das Sorgfaltspflichtkonzept. Dazu tibermittelt
das AVW das eingereichte Sorgfaltspflichtkonzept der FMA zur Uberpriifung.

Abs. 5 wird aufgehoben, da das Zulassungsverfahren nunmehr auf der Ebene des

AVW stattfindet.

Zu Art. 14 — Umfang der Bewilligung

Neu soll das AVW die Bewilligung erteilen. Dies ist eine Konsequenz aus der Off-
nung des Marktes (Polizeibewilligungssystem) und bereits in Art. 8 Abs. 1 gere-
gelt.

Mit der Einfihrung des elektronischen Amtsblatts zum 1. Januar 2013 und den
positiven Erfahrungen, die bis anhin gesammelt wurden, sollen mdglichst alle
besonderen Publikations- bzw. Kundmachungsformen bereinigt werden.! Bisher
sollte die Publikation der Konzession in einer geeigneten Form stattfinden. Diese
Form wird nun durch den Gesetzestext festgelegt; es ist die Erteilung der Bewilli-

gung im e-Amtsblatt zu veroffentlichen.

Zu Art. 15 — Giiltigkeitsdauer und Verbot der Ubertragung

Aufgrund des Systemwechsels ist die Bestimmung betreffend die Giltigkeitsdau-
er hinfallig. Damit ist die Bewilligung zum Betrieb einer Spielbank grundsatzlich
unbefristet. Nach Art. 14 Abs. 1 der Vorlage kénnen die Bewilligungen im Einzel-
fall befristet werden. Ebenfalls obsolet wird die Bestimmung zur Verlangerung
bzw. Erneuerung der Konzession.

Abs. 3 der geltenden Fassung, wonach die Bewilligung nicht tGbertragbar ist und
Rechtsgeschifte, die dieses Verbot nicht einhalten, nichtig sind, wird in Art. 8

Abs. 3 verschoben.

L siehe dazu BuA Nr. 14/2015 zur Abanderung des Zustellgesetzes und weiterer Gesetze (Amtsblatt).
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Zu Art. 16 — Meldepflicht
Die Begrifflichkeiten werden dem neuen Zulassungssystem angepasst: ,Konzes-
sionsinhaber” wird durch ,,Bewilligungsinhaber” und ,Konzessionsvoraussetzun-

gen“ durch ,Bewilligungsvoraussetzungen” ersetzt.

Zu Art. 16a — Erléschen der Bewilligung

In dieser Bestimmung wird geregelt, unter welchen Umstdnden eine erteilte Be-
willigung erlischt. So wird festgehalten, dass eine Bewilligung erlischt, wenn der
Bewilligungsinhaber auf diese verzichtet sowie wenn der Rechtstrager nicht
mehr handlungsfihig bzw. rechtsfihig ist. Da eine Ubertragung der Bewilligung
nicht moglich ist (s. Art. 8 Abs. 3), wird so die Bewilligung beendet.

Das Erloschen wird — als Gegenstiick zur Erteilung — ebenfalls im e-Amtsblatt pu-

bliziert.

Zu Art. 17 - Entzug, Einschrankung und Suspendierung der Bewilligung

Analog zur Zustandigkeitsregelung bei der Erteilung der Bewilligung ist das AVW
neu auch fur deren Entzug, Einschrankung und Suspendierung zustdndig. Das
Wort ,,Konzession” wird durch ,Bewilligung” ersetzt, in Bst. b wird die Zeitdauer,
die bis anhin in der Konzession festgelegt ist, konkretisiert. Der Entzug einer Be-
willigung soll somit immer dann moglich sein, wenn trotz bestehender Bewilli-
gung keine Spielbank betrieben wird und somit kein tatsachlicher Geschaftsbe-
trieb in Liechtenstein existiert. Weiterhin sind auch der Entzug, die Einschran-
kung und Suspendierung der Bewilligung im e-Amtsblatt zu veréffentlichen; siehe

dazu die Ausfiihrungen zu Art. 14.

Zu Art. 22 - Spielverbot

Art. 22 sieht vor, welche Personen einem allgemeinen Spielverbot unterliegen.
Gemass Art. 22 Abs. 3 des Gesetzes ist jede Spielbank verpflichtet, ein elektroni-
sches Register zu fiihren, in das die Spielverbote sowie etwaige Aufhebungen

einzutragen sind. In Art. 58 ff. SPBV ist das Ndhere zur Umsetzung der Spielver-
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bote und zur Fihrung des elektronischen Registers der Spielverbote geregelt.
Eine weitere Regelung zum Register der Spielverbote findet sich in Art. 83, wo-
nach das AVW eine Spielbank, einen Veranstalter von Online-Geldspielen oder
einen geeigneten Dritten bezeichnen kann, der ein zentrales Register der Spiel-
verbote nach Art. 22 Abs. 1 Bst. d bis d und Abs. 2 fiihrt, in dem alle von inléandi-
schen Betreiber von Geldspielen verhangte bzw. aufgehobene Spielverbote auf-
zufuhren sind.

Nach der geltenden Fassung von Art. 22 besteht keine gesetzliche Verpflichtung,
die anderen Spielbanken und Veranstalter von Online-Geldspielen zu informie-
ren, oder dass diese verpflichtet waren, die gemass Art. 58 Abs. 5 SPBV zugang-
lich gemachten Informationen abzuholen. Geméass BuA Nr. 3/2010, S. 143, soll
aber eine Pflicht zur Information bestehen: ,Damit gesperrte Personen nicht ein-
fach auf die Angebote anderer Anbieter ausweichen kénnen, miissen die Anbieter
einer Konzession fiir den Betrieb einer Spielbank oder die Durchfiihrung von Onli-
ne-Geldspielen die registrierten Daten (lber gesperrte Personen den anderen
ihnen bekannten weiteren Konzessionsinhabern mitteilen, die gestiitzt auf diese
Meldung (iber die betreffenden Personen eine eigene Spielsperre zu verhéngen
haben (Art. 23 Abs. 1). Ob und allenfalls unter welchen Voraussetzungen (z. B.
Gegenseitigkeit) diese Austauschpflicht auch in Bezug auf Spielbanken und Anbie-
ter von Online-Geldspielen im benachbarten Ausland gilt, wird die Regierung mit
Verordnung regeln.” Die Umsetzung dieses gesetzgeberischen Willens ist daher
im Rahmen der vorliegenden Revision nachzuholen und Art. 22 durch Einfligen
eines neuen Abs. 4 entsprechend anzupassen. Die Informationspflicht ist dabei
auf die allgemein geltenden Spielverbote nach Abs. 1 zu beschranken, da die lo-
kalen Spielverbote gemass Abs. 2 ausschliesslich nur in Bezug auf die Spielbank
gelten, mit der die betroffenen Personen direkt in Verbindung stehen. Entgegen
den zitierten Ausfiihrungen in BuA Nr. 3/2010 erscheint es jedoch sinnvoll, dass

ein einmal verhangtes Spielverbot fiir die gesperrte Person als allgemeines Spiel-
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verbot gilt, ohne dass die anderen Betreiber von Geldspielen nochmals geson-
dert ein Spielverbot verhdngen missen. Ein von einem anderen Betreiber ver-
hangtes Spielverbot ist daher von allen anderen Betreibern von Geldspielen wie
ein selbst nach Art. 22 Abs. 1 verhdngtes Spielverbot zu behandeln und zu beach-
ten. Eine Bekanntgabe von Spielverboten an auslandische Spielbanken oder Ver-
anstalter von Online-Geldspielen soll auch weiterhin nur im Ausnahmefall von
Art. 58 Abs. 5 letzter Satz SPBV zuldssig sein, wenn und soweit die inldndischen

Betreiber von Geldspielen ein entsprechendes Gegenrecht erhalten.

Zu Art. 26 — Bearbeitung und Bekanntgabe von Personendaten

Die bisherige Bestimmung tragt mit dem Titel ,Erfassen von Kundendaten” eine
Bezeichnung, die dem tatsachlichen Regelungsinhalt nicht ganzlich entspricht.
Tatsachlich enthalt sie in Abs. 1 Regelungen zur Bearbeitung von Kundendaten zu
Werbezwecken. Abs. 2 bestimmt, unter welchen Voraussetzungen Kundendaten
weitergegeben werden diirfen und Abs. 3 sieht eine Pflicht der Spielbanken zur
Erstellung eines Reglements lber die Bearbeitung von Kundendaten zu Werbe-
zwecken vor.

Inhaltlich regelt die jetzige Fassung von Art. 26 Abs. 1 also nur das Erfassen und
die Auswertung von Kundendaten zu Werbezwecken, obwohl die Spielbanken
verpflichtet sind, Kundendaten noch zu weiteren, wie insbesondere zu folgenden

Zwecken zu bearbeiten:

- Prifung der Identitat der Kunden, Art. 25 Abs. 1 GSG i.V.m. Art. 40 Abs. 1
SPBV

- Erstellen eines Geschaftsprofils nach Massgabe des Gesetzes vom 11. De-
zember 2008 (iber berufliche Sorgfaltspflichten zur Bekampfung von Geld-
wascherei, organisierter Kriminalitdit und Terrorismusfinanzierung (SPG;

LGBI. 2009 Nr. 47), Art. 25 Abs. 2 GSG

- Dokumentation von Geschaftsbeziehungen, Art. 34 GSG
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- Prifung des Vorliegens oder Verhdangung eines Spielverbots oder einer

Spielsperre, Art. 40 Abs. 2 und Art. 58 SPBV

- Flhren eines Kameraiberwachungssystems, Art. 27 Abs. 3 GSG i.V.m. Art.
47 ff. SPBV.

Gemass Art. 16 bis 18 DSG ist eine Bearbeitung von Personendaten durch private
Personen dann nicht widerrechtlich, wenn sie durch ein Gesetz gerechtfertigt ist.
Wie oben beispielhaft aufgezeigt, enthalten das GSG und die hierauf erlassenen
Verordnungen zwar eine Vielzahl an Regelungen zur Bearbeitung von Personen-
daten. Diese entsprechen in ihrer bisherigen Ausgestaltung jedoch nicht ab-
schliessend den Anforderungen, die das DSG, auf dessen Geltung in Abs. 4 aus-
driicklich verwiesen wird, voraussetzt. Aus diesem Grunde ist in Ergdnzung eine
grundsatzliche Regelung erforderlich, die in diesem Sinne eine hinreichende
Rechtsgrundlage fiir die regelmassige Bearbeitung von Kundendaten bildet, um
alle die Datenbearbeitungen zu umfassen, die das GSG und die hierauf erlasse-
nen Verordnungen im Einzelnen vorsehen.

Die in Abs. 1 vorgesehenen Voraussetzungen fiir eine Bearbeitung von Kunden-
daten zu Werbezwecken sollen beibehalten werden. Fir die allgemeine Daten-
bearbeitung ist ein neuer Abs. 1a hinzuzufiigen. Da das von den Spielbanken an-
zulegende Geschaftsprofil und die Dokumentation von Geschaftsbeziehung ein
Personlichkeitsprofil im Sinne von Art. 3 Abs. 1 Bst. f DSG darstellen und hierbei —
wie insbesondere auch bei der Prifung resp. Verhdangung eines Spielverbots -
besonders schiitzenswerte Personendaten gemass Art. 3 Abs. 1 Bst. e DSG bear-
beitet werden, die jeweils nur unter den engen Voraussetzungen des Art. 18 DSG
bearbeitet werden diirfen, ist deren Bearbeitung und Bekanntgabe explizit im
Gesetz zu regeln.

Die in Abs. 2 vorgesehene Regelung zur Weitergabe von Kundendaten ist aus den
oben genannten Grinden entsprechend zu erweitern. Gestiitzt auf die Legaldefi-

nition des DSG ist ausserdem der Begriff der ,Weitergabe” durch , Bekanntgabe
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von Personendaten” zu ersetzen, da diese gemass Art. 3 Abs. 1 Bst. h DSG jegli-
ches ,,Zuganglichmachen von Personendaten, wie das Einsichtgewadhren, Weiter-
geben oder Veroéffentlichen” umfasst.

Die in Abs. 3 verankerte Pflicht zur Erstellung eines Reglements soll sich allge-
mein auf die Datenbearbeitung und -bekanntgabe beziehen und nicht nur, wie
bisher, auf die Bearbeitung von Kundendaten zu Werbezwecken.

Aufgrund der vielfachen Regelungen auf Verordnungsebene ist im Abs. 4 neu
eine Verordnungsdelegation vorzusehen. Der Verweis auf das DSG ist zwar rein

deklaratorischer Natur, soll aber zur Klarstellung beibehalten werden.

Zu Art. 36 — Geschaftsbericht und Rechnungslegung

Wie im geltenden Gesetz bereits vorgesehen, ist der Geschaftsbericht entschei-
dender Bestandteil der Aufsicht liber einen Betreiber von Geldspielen. Zur Pra-
vention von Geldwascherei und zur Betrugsvorbeugung ist es entscheidend, effi-
zient zu kontrollieren. Demzufolge soll mit der Ergdnzung von Abs. 4 sicherge-
stellt werden, dass alle Betreiber von Geldspielen einen Geschaftsbericht im Sin-
ne von Art. 1065 PGR zu erstellen haben. Die Ausnahme des PGR in Art. 1065
Abs. 3 fur Klein- und Kleinstgesellschaften gilt nicht fur die Betreiber von Geld-
spielen. Im GSG werden gesonderte Bestimmungen fir Kleinveranstalter wie z.B.

in Art. 56 f. vorgesehen.

Zu Art. 38 — Aufgaben

Der Begriff ,,Konzession” ist durch , Bewilligung” zu ersetzen.

Zu Art. 42 - Grundsatze

Bisher ist das Genehmigungsverfahren fir Lotterien und Wetten als zweigeteiltes
Bewilligungsverfahren, namlich eine Veranstalter- und eine Spielbewilligung,
ausgestaltet gewesen. Dieses Bewilligungsverfahren bleibt unverdndert beste-
hen. Als Konsequenz aus dem Wechsel zu einem Polizeibewilligungssystem be-

steht neu auch im Bereich der Lotterien und Wetten ein Rechtsanspruch auf Er-
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teilung der Bewilligung, wenn die gesetzlich vorgeschriebenen, personlichen und
sachlichen Voraussetzungen erfiillt sind. Auch die Kompetenzverlagerung wird
fur den Bereich der Lotterie und Wetten GUbernommen, so dass neu das AVW
sowohl die Veranstalterbewilligung als auch die einzelnen Spielbewilligungen
erteilt. Durch die Kompetenzverlagerung fir das Zulassungsverfahren wird der
Rechtsgehalt bestehender Veranstalterbewilligungen nicht beriihrt. Diese blei-

ben unverandert rechtskraftig.

Zu Art. 43 — Voraussetzungen fiir die Veranstalterbewilligung

Analog zum neuen Polizeibewilligungssystem im Bereich der Spielbanken soll
auch im Bereich der Lotterien und Wetten ein Rechtsanspruch auf Bewilligungs-
erteilung bestehen, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen erfillt sind.

Die wirtschaftlichen Bedirfnisses des Marktes und andere wirtschaftspolitische
Faktoren kommen nicht mehr als gesetzliche Voraussetzungen zum Tragen.
Bst. e betreffend Wirtschaftlichkeitsberechnungen wird demzufolge als Zulas-
sungsvoraussetzung aufgehoben. Die weiteren Bewilligungsvoraussetzungen
gelten unverandert weiter. Fir die Veranstalter bedeutet dies, dass sie die per-
sonlichen und sachlichen Voraussetzungen weiterhin erfiillen missen. Neu wird
in Abs. 1 Bst. h (Geblihrenzahlung, vgl. die Ausfliihrungen zu Art. 9 Bst. |) zudem
eine weitere Voraussetzung aufgenommen. Angepasst wird auch der Verweis auf

die Rechtsform nach Abs. 3 (vgl. die Ausfliihrungen zu Art. 9a).

Zu Art. 44 - Voraussetzungen fiir die Spielbewilligung
Analog zum neuen Polizeibewilligungssystem im Bereich der Spielbanken und im
Bereich der Lotterien und Wetten soll auch auf die Spielbewilligung ein Rechts-

anspruch bestehen, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen erfillt sind.

Zu Art. 45 - Bewilligungspflicht fiir Online-Terminals
Analog zum neuen Polizeibewilligungssystem soll auch auf die Bewilligung zum

Betreiben von Online-Terminals fiir das Einlesen von Spielscheinen oder die Ein-
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gabe von Quick-Tipps zur Teilnahme an Lotterien oder Wetten ein Rechtsan-

spruch bestehen, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen erfillt sind.

Zu Art. 46 - Einreichung und Priifung von Gesuchen
Die Anpassungen der Bestimmungen fiir die Gesuchsprifung werden analog de-
nen fir die Prifung eines Spielbankengesuchs vorgenommen (vgl. die Ausfiih-

rungen zu Art. 13).

Zu Art. 47 - Umfang der Bewilligung

Abs. 1 ist aufzuheben, da neu die Bewilligungskompetenz sowohl fiir Veranstalter
als auch fiir Spielbewilligungen einheitlich in Art. 42 geregelt ist.

In Abs. 3 wird festgehalten, dass zuklnftig die Erteilung einer Veranstalterbewil-

ligung im e-Amtsblatt veroffentlicht wird (vgl. die Ausfihrungen zu Art. 14).

Zu Art. 48 — Gilltigkeitsdauer und Verbot der Ubertragung

Neu werden sowohl die Veranstalterbewilligungen als auch die Spielbewilligun-
gen vom AVW erteilt. Als Folge davon soll auch die Entscheidung Uber eine Ver-
kiirzung oder Verlangerung der Giiltigkeitsdauer dieser Bewilligungen in den Zu-

standigkeitsbereich des AVW fallen.

Zu Art. 49 — Meldepflicht
Durch die Erweiterung des Kreises der zuldssigen Rechtsform ist die bestehende

Regelung — ohne inhaltliche Anderung — umzuformulieren.

Zu Art. 55 — Weitere Vorschriften zur Spieldurchfiihrung

Zum einen ist der Titel von Art. 26 anzupassen. Zum anderen fallt auf, dass im
Rahmen des Kapitels lll. Lotterien und Wetten keine zur Bestimmung von Art. 25
(Feststellung und Uberpriifung der Identitit) vergleichbare Pflicht zur Identitits-
prifung vorgesehen ist. Dies allein aus dem Grund, dass bei dieser Art des Geld-
spiels eine Priifung der Identitat eines Kunden in dem Umfang, wie sie Art. 25

vorschreibt, zundchst nicht erforderlich ist. Notwendigerweise bendétigt man



30

beim Kauf von Lotterie- und Wettscheinen gar keine Angaben zur Identitat, je
nach Ausgestaltung des Spiels reichen allenfalls die Angaben zu Namen und Ad-
resse. Dennoch sollte es den Vollzugs- und Aufsichtsbehoérden bei hoheren Ge-
winnen zu Gunsten des Kunden grundsatzlich méglich sein, die Identitat der be-
troffenen Person umfassend Uberprifen zu kéonnen. Deshalb ist ein entspre-
chender Verweis auf Art. 67 Abs. 2 und 3 zu erganzen, der genau diese Fallkons-
tellation regelt. Ein uneingeschrankter Verweis auf Art. 67 ist nicht angezeigt, da
eine grundsatzliche Feststellung der Identitdt des Kunden vor Spielbeginn, wie sie

Art. 67 Abs. 1 vorsieht, bei Lotterien und Wetten gerade nicht erforderlich ist.

Zu Art. 59 — Weitere Vorschriften zur Spieldurchfiihrung

Unter Bezugnahme auf die entsprechenden Ausfiihrungen zu Art. 55 ist im Rah-
men des Kapitels 1V. Geschicklichkeits-Geldspiele ebenfalls ein Verweis auf die
Bestimmung von Art. 67 Abs. 2 und 3 (Feststellung und Uberpriifung der Identi-

tat) einzufiigen. Ausserdem ist der neue Titel von Art. 26 anzupassen.

Die Begrifflichkeiten in Abs. 2 werden dem neuen Zulassungssystem angepasst.
Demzufolge wird die Wortfolge ,die konzessionierten Spielbanken” durch den

Begriff ,,die bewilligten Spielbanken” ersetzt.

Zu Art. 60 — Bewilligungspflicht

Die Systematik des GSG ist derart aufgebaut, dass das Genehmigungsverfahren
fir eine Spielbank die Grundlage fir die Genehmigung des Online-Geldspiels bil-
det. Durch den Wechsel vom bisherigen Konzessionssystem zu einem Polizeibe-
willigungssystem bei den Spielbanken wird dies auch fir das Online-Geldspiel
Uibernommen. Als Konsequenz dieses Systemwechsels ist anstelle der Regierung
neu das AVW zustdndig. Diese Kompetenzverlagerung wird ebenfalls fir das On-

line-Geldspiel ibernommen, so dass neu das AVW zustandig ist.
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Zu Art. 61 — Weitere Vorschriften zur Bewilligung
In Art. 61 Bst. a sind der Verweis auf die Bewilligungsvorschriften (vgl. die Aus-
fihrungen zu Art. 9 Bst. a bis |) sowie im Weiteren die gednderten Titel in den

zitierten Bestimmungen anzupassen.

Zu Art. 63 — Durchfiihrungsorte
Die Begrifflichkeiten werden dem neuen Zulassungssystem angepasst. Demzufol-
ge wird sowohl in Abs. 1 Bst. b als auch in Abs. 2 das Wort , konzessionierten”

durch ,bewilligten” ersetzt.

Zu Art. 64 — Spiele
Die Begrifflichkeiten werden dem neuen Zulassungssystem angepasst. Demzufol-

ge wird in Abs. 2 das Wort ,,Konzession” durch ,,Bewilligung” ersetzt.

Zu Art. 66 — Veroffentlichungspflichten
Die Begrifflichkeiten werden dem neuen Zulassungssystem angepasst. Demzufol-

ge wird in Bst. b das Wort ,, Konzession” durch ,,Bewilligung” ersetzt.

Zu Art. 70 — Technische Infrastruktur

Es wird eine grammatikalische Anpassung des Verbs vorgenommen.

Zu Art. 73 — Grundsatz

Da mit Geldspielen hohe Renditen erzielt werden kénnen, werden die Angebote
zusatzlich einer Sonderabgabe unterworfen. Die im Vergleich zur Schweiz tiefere
Besteuerung des Bruttospielertrages (BSE) der Spielbank in Liechtenstein wurde
wiederholt kritisiert. Die Regierung Uberprifte anldsslich dieser Vorlage die Er-
hohung der Geldspielabgabe. Bei der Festsetzung der Abgabe ist jedoch das spe-
zifische Umfeld fir Spielbanken zu beriicksichtigen. Zum einen ist eine Spielbank
in Liechtenstein einem hohen Konkurrenzdruck nicht nur durch die moéglichen

weiteren Betreiber in Liechtenstein, sondern auch durch die bereits etablierten
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nahen auslandischen Spielbanken ausgesetzt. Zum anderen fihrten das Rauch-
verbot, die starke Konkurrenz des Online-Geldspiels sowie das illegale Gliicks-
spiel in den letzten Jahren zu einem sinkenden Bruttospielertrag (BSE) im be-
nachbarten Ausland. Eine wesentliche betriebswirtschaftliche Besonderheit von
Spielbanken ist, dass der Anteil der Fixkosten am Aufwand sehr hoch ist. Will
Liechtenstein in diesem Umfeld das Betreiben einer oder mehrerer Spielbanken

ermoglichen, so ist die Geldspielabgabe zwingend massvoll auszugestalten.

Aktuelle Marktberechnungen zeigen, dass das theoretische Marktpotenzial fir
Spielbanken in Liechtenstein maximal 19 — 21 Mio. Franken Bruttospielertrag
betragt. Die Ausschdpfungsquote liegt je nach Anzahl Spielbanken im Idealfall
zwischen 80 % und 95 %. Basierend auf dieser Ausgangslage bewegen sich die
maximal erzielbaren Abgabesdtze der Geldspielabgabe in der Variante ,best
case” zwischen 19.4 % und 45.2 %, in der Variante , worst case” zwischen 15.6 %

und 39.5 %.

Die Regierung hat deshalb beschlossen, den minimalen Abgabesatz auf 17.5 % zu

erhéhen und den maximalen Abgabesatz auf 40 % zu belassen.

Zu Art. 77 — Regierung

Das Verb ,,obliegen” wird in die richtige grammatikalische Form gebracht.

Bst. a wird aufgehoben, denn es ist vorgesehen, dass die Bewilligungserteilung
von der Regierung an das AVW delegiert wird.

Bst. ¢ wird aufgehoben, da der vorliegende Vernehmlassungsbericht den ur-

spriinglich in Art. 96 vorgesehenen Evaluationsbericht ersetzt.

Zu Art. 78 — Amt fiir Volkswirtschaft
Das Fihren des Geldspielregisters (neu in Art. 83a geregelt) obliegt neu dem

AVW. Dies ist zur Klarstellung explizit in den Aufgabenkatalog zu Gbernehmen.
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Zu Art. 80 - Fachbeirat fiir Geldspiel
Die Begrifflichkeiten werden dem neuen Zulassungssystem angepasst. Demzufol-

ge wird in Abs. 2 die Wortfolge ,,oder Konzession” gestrichen.

Zu Art. 81 — Zusammenarbeit der inlandischen Behérden

Art. 81 regelt die Zusammenarbeit allein zwischen den inlandischen Aufsichts-
und Vollzugsbehérden und den dafiir erforderlichen Austausch von Informatio-
nen. Der Titel ist zur Klarstellung entsprechend anzupassen. Abs. 1 bezieht sich
auf die allgemeinen Aufgaben nach diesem Gesetz, wahrend Abs. 2 konkret auf
die Informationspflichten im Zusammenhang mit Verfahren nach Art. 88 Bezug
nimmt. Um alle nach diesem Gesetz méglichen Verfahren und Informationsfliisse
zu umfassen, ist in Abs. 2 eine entsprechende Erweiterung zum einen betreffend
die Empfanger (AVW, Fachbeirat und Revisionsstelle), zum anderen im Hinblick
auf das Verfahren nach Art. 91 zu ergédnzen. Darliber hinaus ist klarzustellen, dass
im Zusammenhang mit den anderen Sanktionsverfahren gegen Betreiber von
Geldspielen ebenfalls vergleichbare Informationspflichten gelten. Hierbei ist vor
allem klarzustellen, dass die FMA das AVW unverziglich liber Sanktionen gegen
Betreiber von Geldspielen in Kenntnis zu setzen hat, die auf Grundlage des SPG
erlassen wurden (vgl. Art. 90). Denn nach Art. 17 Abs. 2 Bst. a ist eine Bewilligung
(unter anderem) dann zu entziehen, wenn ein schwerwiegender oder wiederhol-
ter Verstoss gegen das SPG vorliegt. Umgekehrt ist das AVW angehalten, die FMA

Uber Verfahren nach Art. 89 und 92 zu informieren.

Zu Art. 81a — Zusammenarbeit mit ausldndischen Behérden

Bislang regelt das Gesetz lediglich die Zusammenarbeit zwischen liechtensteini-
schen Behorden (Art. 81). Es wird jedoch zu erwarten sein, dass der Kundenkreis
vor allem aus dem Ausland kommen wird; auch auslandische Anbieter sind
grundsatzliche berechtigt, eine Bewilligung zu beantragen. Demzufolge wird eine

Zusammenarbeit mit den im Ausland entsprechend zustandigen Aufsichtsstellen
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unabdingbar sein, damit die Vollzugs- und Aufsichtsbehorden die ihnen nach
diesem Gesetz obliegenden Aufgaben erfiillen kénnen. Umgekehrt dirfte auch
zu erwarten sein, dass auslandische Aufsichtsstellen ihrerseits in Liechtenstein
um Auskunft ersuchen. Erganzend zur bestehenden Bestimmung zur Zusammen-
arbeit der liechtensteinischen Behorden sind deshalb Regelungen zur Zusam-
menarbeit mit den entsprechend zustdandigen Stellen im Ausland vorzusehen.
Amtshilfe soll jedoch nur in den Fallen geleistet werden, sofern dies auf Gegen-
seitigkeit beruht und dieser eine staatsvertragliche Vereinbarung zu Grunde liegt.
Die Bestimmung lehnt sich direkt an die entsprechende Regelung von Art. 37 SPG

an.

Zu Art. 81b — Amtsgeheimnis

Die Bestimmung zur Schweigepflicht in Art. 35 bezieht sich allein auf die Spiel-
banken. Eine gesonderte Regelung zur Schweigepflicht der Mitarbeiter der Voll-
zugs- und Aufsichtsbehérden und -organe ist im Gesetz bislang nicht vorgesehen
gewesen. Die spezialgesetzlichen Regelungen zur Schweigepflicht zum Amtsge-
heimnis gemass Art. 38 des Gesetzes vom 24. April 2008 liber das Dienstverhalt-
nis des Staatspersonals (StPG; LGBI. 2008 Nr. 144) resp. zur Haftung gemass
Art. 21 FMAG in Verbindung mit dem Amtshaftungsgesetz gelten jedoch nur fir
die Mitarbeiter der Regierung, des AVW sowie fiir das Personal der FMA. Die
Mitglieder des Fachbeirats, der Revisionsstellen und etwaig beauftragte Dritte
werden hiervon hingegen nicht umfasst, so dass eine umfassende Geheimhal-
tungspflicht fur alle im Rahmen der Durchfiihrung und des Vollzugs des Gesetzes
betrauten Personen als sinnvoll und notwendig zu erachten ist. Um etwaige Re-
dundanzen zu vermeiden, wird explizit auf das geltende Amtsgeheimnis Bezug
genommen, vgl. hierzu die Regelung von Art. 31a des Gesetzes vom 21. Oktober

1992 (iber die Banken und Wertpapierfirmen (BankG; LGBI. 1992 Nr. 108).



35

Zu Art. 82 — Mitwirkungspflichten

Der bisherige Art. 82 sieht in Abs. 1 vor, dass die Betreiber von Geldspielen den
Vollzugsbehorden jederzeit Zutritt zu ihren Einrichtungen zu gewdhren haben.
Nach Abs. 2 ist den Strafverfolgungsbehdrden jederzeit Einsicht in das Register
Uber die Spielverbote zu gewdhren. Im Zusammenhang mit der Missbrauchsbe-
kampfung und zur Starkung der Aufsicht wird explizit ein neuer Abs. 3 eingefligt,
wonach bei Grund zur Annahme, dass ohne Bewilligung Geldspiel betrieben wird,
die Aufsichtbehorden alle Auskiinfte und Unterlagen verlangen kénnen. Auf-
grund der im Gesetz und in den Verordnungen lediglich an vereinzelten Stellen
geregelten besonderen Mitteilungs- und Meldepflichten von Betreibern von
Geldspielen erscheint es sinnvoll, die Mitwirkungspflichten grundsatzlich zu re-
geln und eine Verordnungsdelegation vorzusehen, um den Aufsichts- und Voll-
zugsbehorden die Erfillung ihrer gesetzlichen Aufgaben umfassend zu ermdégli-

chen.

Zu Art. 82a und Art. 82b - Bearbeitung und Bekanntgabe von Personendaten

Gemass Art. 21 und 23 DSG dirfen Behorden Personendaten bearbeiten und
bekanntgeben, wenn dafiir eine gesetzliche Grundlage besteht (Legalitdtsgrund-
satz). Die Bearbeitung und Bekanntgabe von besonders schiitzenswerten Perso-
nendaten und von Personlichkeitsprofilen (eine Bearbeitung solcher Daten be-
dingen insbesondere die Pflichten nach Art. 9ff. oder Art. 94) missen dabei aus-
driicklich in einem formellen Gesetz geregelt werden; eine Bestimmung im mate-
riellen Recht, wie es zum Beispiel die Verordnungen darstellen, geniigt nicht.?
Eine solche Rechtsgrundlage fehlt bislang ganzlich im Gesetz und findet sich we-
der im SPG noch im FMAG, so dass die Moglichkeit eines Verweises nicht gege-

ben ist. Um den datenschutzrechtlichen Anforderungen zu entsprechen, ist da-

2 vgl. Basler Kommentar zum Datenschutzgesetz, Urs Maurer-Lambrou und Gabor P. Blechta (Hrsg.), Helb-
ling Lichtenhahn Verlag, 3. Auflage 2014, Jennifer Ehrensperger zu Art. 19 CH-DSGN 13.
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her die Schaffung neuer Regelungen erforderlich, die in diesem Sinne eine hin-
reichende Rechtsgrundlage fiir alle Datenbearbeitungen und —bekanntgaben
darstellen, die das GSG und die hierauf erlassenen Verordnungen im Einzelnen

bereits vorsehen.

Zu Art. 83 — Zentrales Register der Spielverbote

Da nicht abzusehen ist, wie viele Betreiber von Geldspielen eine Bewilligung be-
antragen und erhalten werden, ist die Vorschrift weiterhin als Kann-Bestimmung
beizubehalten und nur in Bezug auf zwei Aspekte klarzustellen.

Zum einen wird in Abs. 1 klargestellt, dass die Kosten fiir das zentrale Register
der Spielverbote nicht vom AVW, sondern von dem zur Flihrung des Registers
beauftragten sowie allen anderen Betreibern von Geldspielen, die ein Spielver-
bot nach Art. 22 Abs. 1 zu beachten haben, selbst zu tragen sind. Die Kosten sind
dabei von den Betreibern von Geldspielen solidarisch zu tragen, was jedoch auf
dem zivilrechtlichen Wege zu regeln wire.

Zum anderen ist klarzustellen, dass die Pflicht zur Meldung an das zentrale Regis-
ter und zur Kostentragung bzw. -beteiligung nur fir diejenigen Betreiber von
Geldspielen gilt, die ein Spielverbot nach Art. 22 Abs. 1 zu beachten haben. Durch
den nach wie vor giiltigen Verweis in Art. 65 auf Art. 22 bis 24 ist deshalb aus
systematischen Griinden der Wortlaut insofern anzupassen, als die ausdrickliche
Aufzdhlung von den Spielbanken und Veranstaltern von Online-Geldspielen zu
ersetzen ist mit dem allgemeinen Begriff der ,Betreiber von Geldspielen, die ein
Spielverbot nach Art. 22 Abs. 1 zu beachten haben”. So werden grundsatzlich
auch die Veranstalter von Lotterien und Wetten, die nach Art. 55 Abs. 1 Bst. a
i.V.m. Art. 22 ebenfalls ein Spielverbot im Sinne von Art. 22 Abs. 1 zu beachten
haben, von der Regelung mit umfasst. Durch die Einschrankung auf Abs. 1 von
Art. 22 ist ausserdem gewahrleistet, dass etwaige Ausnahmen, wie insbesondere

nach Art. 55 Abs. 2, zu berlicksichtigen sind.
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Zu Art. 83a - Geldspielregister
Neu soll das AVW ein Register, in welchem alle Betreiber von Geldspielen erfasst
werden, fiihren. Mit diesem Geldspielregister wird sichergestellt, dass die Infor-

mation, wer in Liechtenstein (bewilligte) Geldspiele betreibt, allen zuganglich ist.

Zu Art. 84 — Massnahmen

Die Begrifflichkeiten werden dem neuen Zulassungssystem angepasst. Demzufol-
ge wird sowohl in Abs. 1 als auch in Abs. 2 das Wort , Konzession” durch das
Wort ,,Bewilligung” ersetzt. Ausserdem wird in Abs. 2 die Wortfolge ,,oder Kon-
zession“ gestrichen.

Samtliche erteilte Bewilligungen kénnen im ordentlichen Verfahren nach Art. 17
entzogen, eingeschrankt oder suspendiert werden. Diese Verfahren unterliegen
den Bestimmungen des Gesetzes vom 21. April 1922 Uber die allgemeine Lan-
desverwaltungspflege (LVG; LGBI. 1922 Nr. 24). Auch wenn gemass Art. 87 Abs. 3
(neu) den Beschwerden gegen die entsprechenden Verfligungen die aufschie-
bende Wirkung nicht zukommt, so nimmt das Verfahren zum Erlass der Verfu-
gung dennoch einige Zeit in Anspruch, da der Betreiber Anspruch auf die Durch-
fihrung eines ordentlichen Verfahrens vor Erlass der Verfligung hat.

Um den geordneten Spielbetrieb bzw. eine starke Aufsicht zu gewahrleisten,
muss dem AVW ein Instrument gegeben werden, mit dem es einen nicht ord-
nungsgemassen Spielbetrieb in dringlichen Fillen vor Ort sofort unterbinden
kann.

Der Begriff ,vorsorgliche Massnahmen” von Art. 84 Abs. 2 ist dem schweizeri-
schen Bundesgesetz liber Glicksspiele und Spielbanken vom 18. Dezember 1998
(SBG; SR 935.52) entnommen. Fir die Belange des GSG ist zu bestimmen, mit
welchem Verfahren eine solche Massnahme erlassen und sofort mit Amtszwang
vollstreckt werden kann. Das liechtensteinische Verwaltungsrecht bietet hierfir
das sofort vollstreckbare Verwaltungsbot nach Art. 52 LVG an: Dieses kann ohne

vorgdngige Parteienverhandlung in dringlichen Fallen auch mindlich eréffnet
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werden (Art. 52 Abs. 1 und 6 LVG) und ist ohne jeden Aufschub vollstreckbar.
Einem dagegen eingewendeten Rechtsmittel kommt keine aufschiebende Wir-
kung zu (Art. 116 Abs. 7 LVG). Die Anwendung des sofort vollstreckbaren Verwal-
tungsbots ohne vorgangige Verhandlung setzt aber voraus, dass dies von einem
Gesetz oder einer Verordnung so vorgesehen ist. Da die vorgesehene Massnah-
me der Betriebsschliessung einen schweren Eingriff in die Rechte des Betreibers
darstellt, ist es gerechtfertigt, die Anwendung des sofort vollstreckbaren Verwal-
tungsbots auf gesetzlicher Ebene zu verankern.

Da die Regierung neu weder im Bewilligungsverfahren noch im Rechtsschutzver-
fahren Aufgaben wahrzunehmen hat, eribrigt sich die nach geltendem Recht
zwingende Information an die Regierung. Die Information an die FMA soll zu-
sammenfassend fur Abs. 1 und 2 in Abs. 2a geregelt werden.

In Abs. 2 sollen jene Massnahmen erwahnt werden, welche am starksten in die
Rechte der Betreiber eingreifen. Bei der Suspension kann der Begriff der Konzes-
sion entfallen, neu aufgenommen wird die Massnahme der Betriebsschliessung.
Mildere Massnahmen sind in den Verordnungen zu den einzelnen Geldspielbe-
reichen erwahnt, Art. 132 SPBV, Art. 121 der Verordnung vom 31. Mai 2011 (ber
Online-Geldspiele (OGV; LGBI. 2011 Nr. 221) und Art. 76 der Verordnung vom 21.
Dezember 2010 Uber die Lotterien und Wetten (LWV; LGBI. 2010 Nr. 440).

Bei einem Betreiber von Online-Geldspielen kann eine Betriebsschliessung darin
bestehen, die IP-Adresse sperren zu lassen oder den Server abzuschalten. Bei
Lotterien und Wetten kdnnen Geschaftslokale fir das Publikum geschlossen oder
der Verkauf von Losen und Wettscheinen unterbunden werden.

Der Vorbehalt von Massnahmen der FMA kann gestrichen werden, weil sich die
Kompetenzen zu diesen Massnahmen nicht aus dem GSG, sondern insbesondere
aus dem FMAG und dem SPG ergeben.

Mit Abs. 2a wird geklart, nach welchem Verfahren die Massnahmen durchge-

fihrt werden. Damit ist insbesondere dem Erfordernis von Art. 52 LVG Genlige



39

getan, welcher ein Verwaltungsbot ohne vorgangige Verhandlung nur zuldsst,
wenn ein Gesetz oder eine Verordnung dies vorsieht. Die Information der FMA
hat nach geltendem Recht nur zu erfolgen, wenn der Inhaber einer Konzession —
also ein Betreiber einer Spielbank oder eines Online-Geldspiels — von der Mass-
nahme betroffen ist. Dementsprechend ist die Informationspflicht einzuschran-

ken.

Zu Art. 85 — Aufsichtsabgabe

Der geltende Art. 85 nennt beziglich der Aufsichtsabgabe in Abs. 1 den Kreis der
Abgabepflichtigen und sieht in Abs. 2 vor, dass die Regierung die Hohe der Auf-
sichtsabgabe mit Verordnung festlegt, wobei sie den Besonderheiten der ver-
schiedenen Geldspielarten, den Bruttospielertragen der Betreiber von Geldspie-
len und allfdlligen Aufsichtsabgaben nach dem FMAG angemessen Rechnung
tragt.

Der StGH hat in seiner Rechtsprechung zu den Aufsichtsabgaben der FMA (StGH
2010/24, 2012/83 und 2012/175) festgehalten, dass diese als Kostenanlasten-
steuer anzusehen und somit den Steuern zuzurechnen seien, ,insofern [sie] vo-
raussetzungslos geschuldet” seien und ,nicht an einzelne den Abgabepflichtigen
verniinftig zurechenbare Leistungen des Gemeinwesens ankniipfen“ wirden
(StGH 2010/24, Erw. 4).

Aus diesem Grund gilt fir die Regelung der Aufsichtsabgaben der Grundsatz des
formellen Gesetzeserfordernisses: ,Demnach miissen der Abgabetatbestand, der
Kreis der Abgabepflichtigen und die Bemessung der Abgabe hinreichend be-
stimmt in einem Gesetz im formellen Sinn geregelt werden. Ebenso muss die Be-
lastung fiir die Betroffenen hinreichend aus dem Gesetz bestimmbar und voraus-
sehbar sein. Eine Delegation an den Verordnungsgeber ist nur dann zuldssig,
wenn der Gesetzgeber die wesentlichen Punkte im Gesetz selbst regelt” (StGH

2012/175 Erw. 2.4). Da der aktuelle Gesetzestext nur den Kreis der Abgabepflich-
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tigen nennt, darliiber hinaus aber weder den Gegenstand noch die Bemessung
hinreichend bestimmt, ist eine neue Regelung zu treffen.

Dabei reicht es nicht aus, das Modell der heute geltenden Verordnung vom 21.
Dezember 2010 Uber die Erhebung von Aufsichtsabgaben und Gebiihren nach
dem Geldspielgesetz (GS-GebV; LGBI. 2010 Nr. 442) ins formelle Gesetz zu liber-
tragen. In der GS-GebV wird festgelegt, dass die gesamten entstandenen Auf-
sichtskosten, soweit sie nicht durch Gebihren bereits gedeckt sind, durch die
Aufsichtsabgabe gedeckt werden (Art. 3 Abs. 2 GS-GebV). Als Bemessungsgrund-
lage dient somit nach geltendem Recht der gesamte Aufwand der Aufsichtsbe-
horden abziglich der eingenommenen Gebiihren. Dieses Modell wahlte auch das
FMAG. Gemass StGH sind dabei aber sowohl die Bemessungsgrundlage (Abgabe-
tatbestand) als auch das Bemessungskriterium (Bemessung der Abgabe) nicht
hinreichend bestimmt. Bezliglich der Bemessungsgrundlage bringt der StGH vor,
der Mittelbedarf fur eine effektive Aufsicht konne die Abgabenlast nicht ,,zum
voraus hinreichend” begrenzen. Einen Hinweis auf die Richtigkeit dieser Annah-
me gebe der kontinuierlich gestiegene Mittelbedarf der FMA. Auch wenn die
gesamten Aufsichtskosten bekannt sind, so lasst sich daraus fur die Abgabenlast
des Einzelnen nichts ableiten.

Aus diesem Grund schlagt die Regierung vor, dhnlich dem nach den StGH-
Urteilen zum Abgabenrecht der FMA neu gefassten FMAG-Regelungen die Auf-
sichtsabgabe nach GSG neu zu ordnen und fiir die Berechnung der Abgabenhohe
auf den Bruttospielertrag abzustellen, wobei eine Mindest- und Héchstabgabe zu
definieren ist.

Die Kostenanlastensteuer ist gemass StGH ,, dadurch charakterisiert, dass sie ei-
ner bestimmten Gruppe von Pflichtigen [...] auferlegt wird, weil diese Personen zu
bestimmten staatlichen Aufwendungen eine sachlich nihere Beziehung haben als
die Gesamtheit der ansdssigen Steuerpflichtigen” (StGH 2012/83, Erw. 2). Des-

halb setze die Besteuerung mittels Kostenanlastensteuer voraus, dass sachlich
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haltbare Griinde bestiinden, die betreffenden staatlichen Aufwendungen der
erfassten Personengruppe anzulasten.

In Abs. 1 bleibt der Kreis der Abgabepflichtigen auf Betreiber einer Spielbank
(Art. 8), auf bewilligungspflichtige Veranstalter von Lotterien oder Wetten (Art.
42) sowie auf Veranstalter von Online-Geldspielen (Art. 60) beschrankt. Mit der
neuen Formulierung wird klargestellt, dass sich die Aufsichtsabgabe nur auf die
vom AVW auszulibende Aufsicht bezieht. Die Abgaben fir die Aufsicht durch die
FMA gemass Art. 79 richten sich nach dem FMAG.

Um dem Staat mit der Aufsicht keine zusatzlichen Kosten aufzubiirden, ist die
Aufsichtsabgabe so zu gestalten, dass sie moglichst selbsttragend ist (Verursa-
cherprinzip). Fir die Bemessung der Aufsichtsabgabe in Abs. 2 wurde zunéchst
auf die vorhandenen Zahlen der Eidgendssischen Spielbankenkommission (ESBK)
abgestellt. Diese hatte im Durchschnitt der Jahre 2008 bis 2013 jahrliche Auf-
wendungen von rund 8 Mio. Franken. Rund ein Achtel davon konnten durch Ge-
bihreneinnahmen gedeckt werden. Wahrend der ESBK fiir die Finanzierung der
Ubrigen 7/8 weitere Einnahmenquellen zur Verfiigung stehen (Bussen, Beitrage
des Bundes) muss dieser Teil in Liechtenstein durch die Aufsichtsabgabe gedeckt
werden konnen. Der Anteil der nicht durch die Gebihren gedeckten Aufwendun-
gen betrug in der Schweiz im Durchschnitt der beobachteten Jahre 0.85 % des
Bruttospielertrags.

Die schweizerischen Gegebenheiten lassen sich aber nur bedingt auf Liechten-
stein Ubertragen. Im schweizerischen Geldspielmarkt mit 21 Casinos ergeben sich
wesentlich mehr Routinegeschafte als im Fall Liechtensteins. Zudem wird Liech-
tenstein im Bereich der Aufsicht viel Know-How einkaufen missen, was die Auf-
sicht entsprechend verteuert. Deswegen ist der Abgabesatz wesentlich hoher
anzusetzen. Die Regierung geht davon aus, dass sich die Abgabepflichtigen bei
einem Aufsichtsabgabesatz von 2 % angemessen an den Kosten der Aufsicht be-

teiligen.
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Es ist davon auszugehen, dass sich die Aufsichtstatigkeit im Verhaltnis 1:4 auf die
FMA und das AVW verteilen wird. Da das FMAG von den Spielbanken und Veran-
staltern von Online-Geldspielen eine Aufsichtszusatzabgabe von 0.5 % des Brut-
tospielertrags verlangt, erscheint eine Abgabe von 2 % fiir die Aufsicht durch das
AVW plausibel und gerechtfertigt. Das erwartete Potenzial des in Liechtenstein
zu erzielenden Bruttospielertrags liegt bei ca. 15 - 17 Mio. Franken. Bei einem
Bruttospielertrag in dieser Hohe lage die Aufsichtsabgabe bei rund 300000 Fran-
ken, welche der Aufsicht zur Verfligung stiinden.

Die Mindestabgaben sollen sicherstellen, dass auch bei kleineren Geldspielbe-
trieben die Aufsichtskosten anndahernd gedeckt sind. Diese Mindestabgabe recht-
fertigt sich dadurch, dass sich ein grosser Teil der Aufsichtskosten unabhangig
von der Grosse allein aufgrund der Existenz eines Aufsichtsobjekts ergibt. Die
Mindestabgabe muss so im Verhaltnis zu den Aufwendungen der Aufsichtsbe-
horden, zur Grundabgabe der Aufsichtsabgabe nach dem FMAG und im Verhalt-
nis zur wirtschaftlichen Kraft eines kleineren Geldspielbetriebs stehen. Eine Min-
destabgabe von 50°000 Franken bei einem Abgabesatz von 2 % hat zur Folge,
dass eine Spielbank bis zu einem Bruttospielertrag von 2.5 Mio. Franken die Min-
destabgabe zu bezahlen hat.

Ebenso wie im FMAG wird die Aufsichtsabgabe auch nach oben begrenzt (sog.
cap). Diese Begrenzung rechtfertigt sich dadurch, dass Kosten der Aufsicht nicht
linear mit der Grosse eines Geldspielbetriebs steigen. Gleichzeitig muss die
Obergrenze aber so festgelegt werden, dass die Aufsichtsabgabe auch bei einem
einzigen Abgabepflichtigen noch einen namhaften Beitrag zu den Kosten der
Aufsichtstatigkeit leistet.

Die Abs. 3 bis 6 entsprechen sinngemadss Art. 30a Abs. 4 bis 6 und 8 bis 10 FMAG.
Mit diesen Absatzen sollen die verfassungsmassigen Anforderungen an die Be-
stimmtheit beziglich Beginn und Ende der Abgabepflicht erfiillt werden. Mit Abs.

4 wird insbesondere klargestellt, dass die Abgabepflicht auch dann besteht,
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wenn die bewilligte Tatigkeit nicht ausgelibt wird und kein Bruttospielertrag er-
zielt wird. Ebenso besteht die Abgabepflicht, wenn die Bewilligung suspendiert

ist.

Zu Art. 86 — Gebiihren

Anders als die Aufsichtsabgaben gehoren die Gebilihren zu den Kausalabgaben.
Fir diese verlangt die Rechtsprechung, dass die Abgabensubjekte und die Abga-
bengegenstinde hinreichend bestimmbar sind. Es reicht dafir aus, dass sich die
Bestimmbarkeit aus der Auslegung des gesamten Gesetzes ergibt. Weiter ist das
Wesentliche der Bemessungsgrundlagen und der Gebihrensitze auf Gesetzes-
stufe gesetzlich zu regeln (StGH 2010/24, Erw 5).

Da nach Art. 85 Aufsichtsabgaben erhoben werden, muss beziiglich des Abgabe-
gegenstandes daher in Abs. 1 insbesondere abgegrenzt werden, welche Tatigkei-
ten der Behorden mit Gebilihren belegt werden kdnnen, da sie nicht unter die
allgemeine Aufsichtstatigkeit fallen und nicht bereits durch die Aufsichtsabgabe
entgolten sind.

Aquivalent zur ,voraussetzungslos geschuldeten” Aufsichtsabgabe erfiillen die
Behorden auch ihre Aufsichtspflicht voraussetzungslos. Planmassig ablaufende
und regelmassig wiederkehrende Kontrollen oder Stichproben fallen unter diese
Kategorie. Diese Aufsicht wird allen der Aufsicht Unterstehenden gegeniiber
standardisiert und in gleicher Weise wahrgenommen. Wo aber jemand durch
sein individuelles Verhalten Anlass zu behoérdlicher Tatigkeit gibt, sei es, dass er
durch einen Antrag oder eine Frage ein Verfahren einleitet oder eine Dienstleis-
tung wiinscht, sei es, dass die bei einer Standardkontrolle zu Tage getretenen
Missstande eingehendere Untersuchungen verlangen, hat die Behérde zur De-
ckung ihrer Kosten Gebiihren zu verlangen. Wahrend die mit der Aufsichtsabga-
be gedeckte Aufsichtstatigkeit einem Plan der Behdrden folgt, ist jedes weitere
Aufsichtsverfahren, das etwa durch Erkenntnisse aus der planmaéssigen Aufsicht

veranlasst wird, gebuhrenpflichtig. Dies auch dann, wenn das Verfahren nicht mit
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einer Verfliigung endet. Unter den Begriff Dienstleistungen fallt auch die Beant-
wortung von Anfragen.

Das Kostendeckungsprinzip verlangt, dass die Gebilihreneinnahmen einer Verwal-
tungseinheit den Aufwand fiir die gebihrenpflichtigen Tatigkeiten dieser Verwal-
tungseinheit nicht Gbersteigen. Mit der Nennung der gebiihrenerhebenden Be-
horden in Abs. 1 wird diesem Prinzip Rechnung getragen und gleichzeitig geklart,
dass die FMA ihre Aufgaben im Rahmen des FMAG und des SPG wahrnimmt und
ihre Geblihren entsprechend den dortigen Bestimmungen erhebt.

Mit dem Begriff ,Vollzug dieses Gesetzes” ergibt sich der Abgabegegenstand aus
dem Gesetz. Fir die ,hinreichende Bestimmtheit” kann gemdss StGH das ganze
Gesetz herangezogen werden, es bedarf dartiber hinaus keiner taxativen Aufzih-
lung der geblihrenpflichtigen Tatigkeiten in einer gesonderten Bestimmung.

Fiir den Bereich der Gebiihren gelten das Kostendeckungs- und das Aquivalenz-
prinzip. Ist es moglich, die Einhaltung dieser Prinzipien zu Gberpriifen, konnen die
Anforderungen an die Bestimmtheit der gesetzlichen Grundlage gelockert wer-
den. Sind die Geblihren allerdings sehr hoch, so sollen die ndheren Angaben (iber
die zuldssige Hohe der Gebihr nach herrschender Lehre dennoch im formellen
Gesetz genannt sein, da das Kostendeckungs- und Aquivalenzprinzip nur dann
ihre Schutzwirkung sinnvoll entfalten kénnen. Das Aquivalenzprinzip verlangt
auch, dass die Geblihr einem objektiven Wert entspricht. Es darf den Behdrden
nicht Gberlassen bleiben, durch immer weitere Abklarungen eine Gebuhr in un-
vorhersehbare Hohen zu treiben. Aus diesem Grund sollen die Gebuhren fur die
Bewilligungsverfahren nach Art 8, 42 und 60, deren Hohe fiir den Einzelnen an-
ders schwer vorherzusehen waren, in konkreten Zahlen festgesetzt werden. Im
Sinne einer Gleichbehandlung aller Antragsteller sollen in Abs. 2 Bst. d auch die
Bewilligungsgebihren der Kleinveranstalter genannt werden.

Die Gebuhren aller anderen gebihrenpflichtigen Tatigkeiten sind gemass Abs. 3

nach Aufwand zu berechnen. Hierunter fallen auch die Genehmigungen fiir die
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Betriebsaufnahme nach Art. 20 SPBV und Art. 17 OGV, die unter Umstanden
ebenfalls hohe Gebiihren verursachen kénnen. Weil die Uberpriifung aber von
der Grosse des zu genehmigenden Betriebs abhdngt und dazu von technischem
Charakter ist, kann die Betriebsgenehmigung nicht in den Katalog der pauschalen
Gebihren von Abs. 2 aufgenommen werden.

An der Hohe der Geblhren wird im Vergleich zu den heute geltenden Satzen der
GS-GebV nichts verandert.

Nach Abs. 4 wird die Gebihr fir eine Bewilligung im Voraus verlangt. Dies ist
gerechtfertigt, weil die Bearbeitung eines Bewilligungsgesuchs den Behorden

hohe Aufwendungen verursacht.

Zu Art. 87 — Beschwerde

Die Beschwerdeinstanz soll nunmehr von der Regierung an die Beschwerde-
kommission fiir Verwaltungsangelegenheiten libertragen werden. Damit soll die
Regierung weitestgehend von Entscheidungen aus dem Tagesgeschaft entlastet
werden. Diese Verlagerung des Rechtswegs bedingt auch eine Anderung des Be-
schwerdekommissionsgesetzes vom 25. Oktober 2000 (LGBI. 2000 Nr. 248).

Mit Abs. 3 wird Beschwerden die aufschiebende Wirkung entzogen. Insbesonde-
re wird damit der Inhaber einer Bewilligung berechtigt, sogleich (unter Vorbehalt
anderer notwendiger Bewilligungen oder Genehmigungen) von dem ihm erteil-
ten Recht Gebrauch zu machen. Es handelt sich hierbei um die Umkehr der Re-
gel, wonach einer Beschwerde nach LVG grundsatzlich die aufschiebende Wir-
kung zukommt, sofern keine anderweitige spezialgesetzliche Regelung besteht.
Die aufschiebende Wirkung kann ihr nach Massgabe des LVG allenfalls entzogen
werden (vgl. Art. 100 und 116 LVG). Mit der hier vorgesehenen spezialgesetzli-
chen Regelumkehr dagegen hat eine Beschwerde grundsatzlich keine aufschie-
bende Wirkung. Ausnahmsweise kann die aufschiebende Wirkung dennoch zuer-
kannt werden: Einerseits kann die verfligende Behdrde bei Erlass einer Verfi-

gung oder Entscheidung anordnen, dass einer Beschwerde die aufschiebende
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Wirkung zukommt, andererseits kann der Vorsitzende der Rechtsmittelinstanz
auf Antrag des Beschwerdefiihrers die aufschiebende Wirkung zuerkennen. Er
wird dies tun, wenn nicht zwingende 6ffentliche Interessen entgegenstehen und
wenn dem Beschwerdefiihrer anders ein nicht wieder gutzumachender Nachteil
entstiinde. Die diesbezigliche Rechtsprechung zu Art. 116 Abs. 3 LVG soll als Ori-

entierungshilfe dienen.

Zu Art. 88 — Vergehen

Die Begrifflichkeiten werden dem neuen Zulassungssystem angepasst.

Zu Art. 89 — Ubertretungen

Die Kompetenz der Bewilligungserteilung im gesamten GSG geht nunmehr von
der Regierung auf das AVW Uliber, konsequenterweise soll deshalb auch das AVYW
fir die Verfahren im Falle von Verwaltungsiibertretungen zustandig sein. Daher

wird Abs. 1 entsprechend abgedndert.

Zu Art. 91 — Verstosse gegen die Bewilligung oder behordliche Anordnungen

Die Begrifflichkeiten werden dem neuen Zulassungssystem angepasst.

Zu Art. 92 — Vorteilsabschopfung

Wird eine Ubertretung nach Art. 89 begangen und dadurch ein wirtschaftlicher
Vorteil erlangt, ordnet neu das AVW anstelle der Regierung die Abschopfung des
wirtschaftlichen Vorteils an und verpflichtet gleichzeitig den Beglnstigten zur

Zahlung eines entsprechenden Geldbetrages.

Zu Art. 96 — Evaluationsbericht

Dieser Artikel zur Erstellung eines Evaluationsberichts wurde zur zweiten Lesung
aufgenommen (s. Stellungnahme BuA Nr. 77/2010, S. 11), um Uber eine (weitere)
Offnung des Geldspielmarktes nach ersten Erfahrungen mit einer Spielbank in
Liechtenstein entscheiden zu kénnen. Der Evaluationsbericht ist hinfallig und

kann daher gestrichen werden, da mit dieser Vorlage bereits eine Markt6ffnung
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vorgesehen wird und auch die Hintergriinde weitgehend darlegt werden. Der
Landtag wird in der Folge mit dem Bericht und Antrag zur vorliegenden Gesetzes-
revision befasst und dadurch werden die bendétigten Informationen zugénglich
gemacht. Der Landtag trifft in der Konsequenz auch den Entscheid lber eine

mogliche Offnung des Marktes fiir Spielbanken.

Zu Art. 96a — Haftung des Amtes fiir Volkswirtschaft

Neu wird eine allgemeine Haftungsklausel in das GSG aufgenommen, die sich in
ihrer Ausgestaltung an die entsprechende Regelung von Art. 21 FMAG anlehnt.
Die Einschrankung der Haftung erfolgt in der Weise, dass nicht in jedem Fall einer
Widerrechtlichkeit, sondern nur bei Verletzungen von "wesentlichen Amtspflich-
ten" gehaftet wird und die Schaden nicht auf Pflichtverletzungen einer oder ei-
nes Beaufsichtigten zuriickzufiihren sind. Es ist dabei auf den Gedanken der Ei-
genverantwortlichkeit der Betreiber von Geldspielen abzustellen, welche, im
Gegensatz zu den Aufsichtsbehorden, private Unternehmen und damit auf Ge-
winnmaximierung ausgerichtet sind. Das Ziel der Aufsichtsbehdrden beschrankt
sich hingegen auf die Gefahrenabwehr von Geldwaéscherei, Betrug und organi-
sierter Kriminalitdt sowie zum Schutz der Spieler (Vermeidung sozialschadlicher
Auswirkungen). Aufgrund dieser unterschiedlichen Zielsetzung ist es auch nicht
gerechtfertigt, bei der Frage der Haftung an die gleichen zivilrechtlichen Bedin-
gungen anzukniipfen. Es kann nicht die Aufgabe der Aufsicht und damit in der
Folge des Staates sein, bei pflichtwidrigem Verhalten eines Beaufsichtigten die

Verantwortung fiir den Schaden zu tibernehmen.

Zu Art. 97 — Ubergangsbestimmung
In der Ubergangsbestimmung wird festgelegt, dass auf zum Zeitpunkt des In-
krafttretens dieser Gesetzesrevision ausgesprochene Bewilligungen bis zum Ab-

lauf ihrer Befristung gliltig sind.
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Zu ll. - Anderung von Bezeichnungen
Sowohl im FAMG als auch im SPG werden die Begrifflichkeiten dem neuen Zulas-

sungssystem angepasst.

Zu lll. = Inkrafttreten
Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten dieses Gesetzes. Das Datum fiir das

Inkrafttreten ist noch offen.
4.2 Beschwerdekommissionsgesetz

Zu Art. 4 — Zustandigkeit

Gemass Art. 87 des Entwurfs GSG ist neu die Beschwerdekommission fiir Verwal-
tungsangelegenheiten fir Beschwerden gegen Verfligungen und Entscheidungen
des AVW zustandig. Diese neue Zustandigkeit der Beschwerdekommission ist in
Art. 4 Abs. 1 des Beschwerdekommissionsgesetzes, in welchem die Zustandigkei-

ten der Kommission aufgezahlt werden, in Bst. p aufzunehmen.
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5. REGIERUNGSVORLAGEN

5.1 Geldspielgesetz

Gesetz
vom ...

liber die Abanderung des Geldspielgesetzes

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine

Zustimmung:

Abanderung bisherigen Rechts

Das Geldspielgesetz (GSG) vom 30. Juni 2010, LGBI. 2010 Nr. 235, wird wie

folgt abgeandert:

Art. 4

Zuldssigkeit von Geldspielen

Geldspiele durfen nur gewerbsmassig oder 6ffentlich durchgefiihrt werden,

soweit die erforderliche Bewilligung vorliegt oder das Geldspiel von einer solchen

gesetzlich befreit ist.
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Titel vor Art. 8

A. Bewilligung

Art. 8

Bewilligungspflicht

1) Wer eine Spielbank betreiben will, braucht eine Bewilligung des Amtes

fur Volkswirtschaft.

2) Das Amt fir Volkswirtschaft erteilt eine Spielbankenbewilligung an Ge-

suchsteller, die die Voraussetzungen nach Art. 9 bis 12 erfillen.

3) Die Bewilligung ist persdnlich und nicht Ubertragbar. Rechtsgeschafte,

die dieses Verbot missachten oder umgehen, sind nichtig.

Art. 9 Sachtitel, Bst. a, g@, fiund]l

Bewilligungsvoraussetzungen

Eine Spielbankenbewilligung wird erteilt, wenn:

a) der Gesuchsteller in einer Rechtsform und mit Sitz nach Art. 9a organisiert ist;

d") der Gesuchsteller eine Geschiftsleitung nach Art. 9c bestellt;

f)_ der Gesuchsteller einen Geschéftsplan vorlegt, aus dem insbesondere hervor-

geht, dass der Gesuchsteller Gber geeignete und verhéltnismassige Syste-

me, Ressourcen und Verfahren verfligt, um seine Tatigkeit ordnungsge-

mass auszufiihren;

i) aufgehoben

I) der Gesuchsteller die Gebihr gemass Art. 86 Abs. 2 bezahlt hat.
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Art. 9a

Rechtsform und Sitz

1) Die Spielbank ist in der Rechtsform einer Aktiengesellschaft oder Euro-

paischen Gesellschaft (SE) zu fihren. Das Amt fir Volkswirtschaft kann in be-

grindeten Fallen Ausnahmen zulassen. Der Sitz muss in einem Staat des Europai-

schen Wirtschaftsraumes liegen.

2) Spielbanken mit Sitz ausserhalb von Liechtenstein ist die Bewilligung un-

ter der Bedingung zu erteilen, dass der Sitz in Liechtenstein errichtet wird, und

mit der Auflage zu versehen, den Errichtungsnachweis binnen einer bestimmten

Frist zu erbringen.

3) Die Errichtung einer inldndischen Gesellschaft zur Ausiibung der Bewilli-

gung ist nicht erforderlich, wenn die auslandische Gesellschaft in ihrem Sitzstaat

Uber eine vergleichbare Spielbankenbewilligung oder Konzession verfligt und

einer vergleichbaren staatlichen Geldspielaufsicht unterliegt, die den Aufsichts-

organen nach diesem Gesetz erforderlichenfalls Kontrollauskiinfte Ubermittelt

und fir sie Kontrollmassnahmen vor Ort durchfihrt (behérdliche Aufsichtskette).

Konnen diese Voraussetzungen nachgewiesen werden, ist die Ausibung der Be-

willigung durch eine Niederlassung in Liechtenstein zuldssig. Uber die Organbe-

schliisse der ausldandischen Gesellschaft ist dem Amt flir Volkswirtschaft unver-

zliglich zu berichten, soweit sie auch die Geschaftsfihrung der liechtensteini-

schen Niederlassung betreffen. Zudem hat eine getrennte Geschaftsfihrung und

Rechnungslegung fiir alle inldndischen Betriebe zu erfolgen.
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Art. 9b

Eigenmittel

1) Die Gesellschaft verfligt Gber ein eingezahltes Grundkapital von mindes-

tens 5 Mio. Franken, deren rechtmassige Mittelherkunft in geeignheter Weise

nachgewiesen wird und die der Geschaftsleitung unbeschrankt und nachgewie-

sener Massen fir den Spielbetrieb im Inland zur freien Verfugung stehen und im

Zeitpunkt der Bewilligungsbewerbung nicht durch Bilanzverluste geschmaélert

worden sind (Haftungsstock).

2) Das Eigenkapital muss ab Bewilligungserteilung mindestens 30% der Bi-

lanzsumme oder 20% des erzielten Bruttospielertrags betragen. Massgebend ist

der jeweils hohere dieser Werte.

3) Das Amt fir Volkswirtschaft kann eine héhere Eigenkapitalquote verlan-

gen, wenn besondere Betriebsrisiken oder andere besondere Umstdande vorlie-

gen.

Art. 9c

Gewdhr fiir einwandfreie Geschdftstdtigkeit

1) Die Mitglieder des Verwaltungsrats und der Geschaftsleitung einer

Spielbank missen in fachlicher und persdnlicher Hinsicht jederzeit Gewéahr fir

eine einwandfreie Geschaftstatigkeit bieten.

2) Die fur den operativen Bereich verantwortlichen Geschaftsleiter missen

insbesondere

a) tatsachlich und leitend in der Spielbank tétig sein und sich insbesondere mit

einem den Erfordernissen des Betriebes entsprechenden Arbeitspensum
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tatsachlich in der Betriebsstatte betdtigen. Bei der Prifung dieser Voraus-

setzung sind das Ausmass der betrieblichen und sonstigen Verpflichtungen

sowie der Wohnort der Geschéaftsleiter zu bericksichtigen.

b) selbstverantwortliche Anordnungsbefugnis innerhalb der Spielbank besitzen.

Hierzu zahlt insbesondere ein im Handelsregister eingetragenes Zeich-

nungsrecht und eine umfassende Weisungsbefugnis.

c) dem zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organ der juristischen Person an-

gehoren oder Arbeitnehmer in einem festen Angestelltenverhiltnis sein;

und

d) die Staatsangehdrigkeit eines EWR-Mitgliedstaates oder der Schweiz besitzen

oder als Drittstaatsangehoriger einen ununterbrochenen Wohnsitz von

mindestens zwolf Jahren im Inland haben und diesen dauernd aufrecht-

erhalten.

Art. 13 Sachtitel, Abs. 1, Abs. 1a, Abs. 3 und Abs. 5
Einreichung und Priifung von Gesuchen

1) Bewilligungsgesuche sind beim Amt fur Volkswirtschaft einzureichen.

1a) Im Gesuch sind die entsprechenden Angaben zu machen und es sind

ihm die zum Nachweis der Bewilligungsvoraussetzungen nach Art. 9 bis 12 erfor-

derlichen Unterlagen beizulegen.

3) Das Amt fiir Volkswirtschaft Gbermittelt das Sorgfaltspflichtkonzept der

FMA zur Uberpriifung.

5) aufgehoben
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Art. 14

Umfang der Bewilligung

1) Die Bewilligung kann mit Bedingungen und Auflagen erteilt werden.

2) Die Bewilligung wird nach Eintritt ihrer Rechtskraft im Amtsblatt publi-

ziert.

3) aufgehoben

4) aufgehoben

Art. 15

Aufgehoben

Art. 16 Einleitungssatz sowie Bst. a Einleitungssatz

Der Bewilligungsinhaber meldet dem Amt fiir Volkswirtschaft:

a) unverziiglich, spatestens aber innert vier Wochen alle wesentlichen Anderun-
gen der Bewilligungsvoraussetzungen einschliesslich die gegen ihn, seine
Organe, die Inhaber von Anteilen oder die daran wirtschaftlich Berechtig-

ten im In- oder Ausland eingeleiteten oder ergangenen:

Art. 16a

Erléschen der Bewilligung

1) Die Bewilligungen erléschen, wenn:

a) schriftlich darauf verzichtet wird;
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b) der Konkurs rechtskraftig ero6ffnet wird; oder

c) die Gesellschaft im Handelsregister geldscht wird.

2) Das Erloschen einer Bewilligung wird im Amtsblatt veroffentlicht.

Art. 17 Sachtitel, Abs. 1 Einleitungssatz, Abs. 1 Bst. b, Abs. 2 Einleitungsssatz, Abs.
2 Bst. aund b, Abs. 3 bis 5

Entzug, Einschrédnkung und Suspendierung der Bewilligung

1) Das Amt fiir Volkswirtschaft entzieht die Bewilligung, wenn wesentliche

Voraussetzungen zu ihrer Erteilung nicht mehr erfillt sind oder der Inhaber:

b) den Betrieb nicht innerhalb von zwei Jahren aufnimmt;

2) Es entzieht die Bewilligung ebenfalls, wenn der Inhaber oder eine der

Personen, die er mit der Geschéftsleitung betraut hat:

a) in schwerwiegender Weise oder wiederholt gegen dieses Gesetz, das Sorg-

faltspflichtgesetz, die Durchfiihrungsverordnungen oder gegen Anordnun-

gen der Aufsichtsbehérden verstosst;

b) die Bewilligung zu rechtswidrigen Zwecken benutzt.

3) In leichten Fallen kann das Amt fir Volkswirtschaft die Bewilligung sus-

pendieren, einschranken oder mit zusatzlichen Bedingungen und Auflagen ver-

sehen.

4) Im Falle des Entzugs der Bewilligung muss das Amt fiir Volkswirtschaft

die Auflosung der Gesellschaft oder bei einer Gesellschaft ohne Sitz in Liechten-

stein die Aufldsung der liechtensteinischen Niederlassung anordnen; es bezeich-

net den Liquidator und Gberwacht seine Tatigkeit.
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5) Der Entzug, die Einschrankung und die Suspendierung der Bewilligung
haben die gleiche Wirkung auf die Genehmigung einzelner Spiele, Systeme und

dergleichen.

6) Der Entzug, die Einschrankung und die Suspendierung der Bewilligung

werden nach Eintritt der Rechtskraft im Amtsblatt publiziert.

Art. 22 Abs.3und 4

3) Jede Spielbank fiihrt ein elektronisches Register, in das die Spielverbote
nach Abs. 1 Bst. b bis d und Abs. 2 Bst. a und b eingetragen werden; die Eintra-
gung hat insbesondere den Namen, den Vornamen, das Geburtsdatum und die
Adresse der betroffenen Person sowie die Art, das Ausstellungsdatum, den

Grund und die Aufhebung des Spielverbots zu enthalten. Die Regierung regelt

das Nahere Uber die Fihrung des Registers mit Verordnunsg.

4) Die Spielbanken sind verpflichtet, die Verhdngung oder Aufhebung eines

Spielverbots nach Abs. 1 allen anderen Betreibern von Geldspielen, die ein Spiel-

verbot nach Art. 22 Abs. 1 zu beachten haben, unverziglich mitzuteilen. Die Mit-

teilung hat die in Abs. 3 genannten Informationen zu enthalten und ist von den

anderen Betreibern von Geldspielen wie ein eigenes nach Abs. 1 verhangtes

Spielverbot zu behandeln.

Art. 26 Sachtitel, Abs. 1a, Abs. 2 bis 4

Bearbeitung und Bekanntgabe von Personendaten

1a) Die Spielbank kann die zur Erfillung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz

erforderlichen Personendaten, einschliesslich besonders schiitzenswerter Daten

und Personlichkeitsprofile bearbeiten.
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2) Die Bekanntgabe von Personendaten einschliesslich besonders schiit-

zenswerter Personendaten und Persdnlichkeitsprofilen ist nur in den folgenden

Fallen zuldssig:

a) wenn die betroffene Person vorgangig schriftlich einwilligt;
b) wenn eine gesetzliche Vorschrift dies ausdricklich vorsieht;

c) wenn die Daten fiir die mit der Durchfiihrung dieses Gesetzes sowie der Kon-

trolle oder der Beaufsichtigung der Durchfihrung dieses Gesetzes betrau-

ten Behorden und Organe zur Erflillung der nach diesem Gesetz sowie dem

Sorgfaltspflichtgesetz Gbertragenen Aufgaben erforderlich sind;

d) wenn die Daten fir andere Behdrden und Organe zur Erfiillung einer ihnen

durch Gesetz libertragenen Aufgabe erforderlich sind;

e) in_den Fallen von Art. 22 Abs. 3, Art. 22a in Verbindung mit Art. 58 Abs. 5

Spielbankverordnung;

f) zur Erfillung von Veroéffentlichungspflichten nach diesem Gesetz.

3) Die Spielbank erlasst ein Reglement tber die Bearbeitung und Bekannt-

gabe der Daten nach Abs. 1 bis 2.

4) Die Regierung legt die weiteren Bestimmungen zur Datenbearbeitung

und -bekanntgabe durch die Spielbank mit Verordnung fest. Im Ubrigen bleiben

die Bestimmungen der Datenschutzgesetzgebung vorbehalten.

Art. 36 Abs. 4

4) Soweit nichts anderes bestimmt ist, finden auf die Erstellung der Jahres-

rechnung ungeachtet der Grdsse der Gesellschaft die Bestimmungen des Perso-

nen- und Gesellschaftsrechts Anwendung.
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Art. 38 Abs. 1 Bst. b

1) Die Revisionsstelle prift, ob:

b) die Voraussetzungen fiir die Erteilung der Bewilligung dauernd erfillt sind;

Art. 42 Abs. 1

1) Wer gewerbsmassig oder 6ffentlich Lotterien oder Wetten veranstaltet,

braucht eine Veranstalterbewilligung des Amtes fiir Volkswirtschaft; vorbehalten

bleiben Abs. 4 und Art. 60.

Art. 43 Abs. 1 Einleitungssatz, Bst. e, g und h sowie Abs. 3

1) Eine Veranstalterbewilligung wird erteilt, wenn:

e) aufgehoben

g) der Gesuchsteller — soweit er Teil einer im Geldspielbereich tatigen auslandi-
schen Gruppe bildet — einer der liechtensteinischen Aufsicht vergleichba-

ren konsolidierten Aufsicht untersteht;

h) der Gesuchsteller die Gebihr gemdass Art. 86 Abs. 2 bezahlt hat.

3) Die Bewilligung fur die Veranstaltung von Wetten wird ausschliesslich

Betreibern in der Rechtsform nach Art. 9a erteilt.

Art. 44 Abs. 1 Einleitungssatz

1) Eine Spielbewilligung wird erteilt, wenn die Lotterien und Wetten auf
ordnungsgemasse und transparente Weise durchgefiihrt werden kénnen und der

Gesuchsteller Angaben macht tber:
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Art. 45 Abs. 2 Einleitungssatz

2) Die Bewilligung wird erteilt, wenn:

Art. 46 Abs. 3und 5

3) aufgehoben

5) aufgehoben

Art. 47 Sachtitel, Abs. 1 und 3
Umfang der Bewilligung

1) aufgehoben

3) Die Veranstalterbewilligung wird nach Eintritt ihrer Rechtskraft im

Amtsblatt publiziert.

Art. 48 Abs. 1

1) Veranstalterbewilligungen gelten in der Regel fiir finf Jahre, Spielbewil-
ligungen fiir ein Jahr. Wenn es die besonderen Verhaltnisse rechtfertigen, kann

das Amt fir Volkswirtschaft eine kiirzere oder langere Dauer vorsehen.

Art. 49 Abs. 1 Bst. b

1) Der Bewilligungsinhaber meldet dem Amt fir Volkswirtschaft:

b) rechtzeitig vor Eintritt der Rechtswirksamkeit:
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Art. 55 Abs. 1 Bst. b und e sowie Abs. 3

1) Im Ubrigen finden auf die Durchfiihrung von Lotterien und Wetten sinn-
gemass folgende Bestimmungen lber den Spielbetrieb von Spielbanken Anwen-

dung:
b) Art. 22 (Spielverbot)

e) Art. 26 (Bearbeitung und Bekanntgabe von Personendaten);

3) Im Ubrigen findet auf die Durchfiihrung von Lotterien und Wetten sinn-

gemass Art. 67 Abs. 2 und 3 (Feststellung und Uberpriifung der Identitit) An-

wendung.

Art. 59 Abs. 1 Bst. b, Abs. 1a und Abs. 2

1) Im Ubrigen finden auf die Durchfiihrung von Geschicklichkeits-
Geldspielen sinngemadss folgende Bestimmungen Uber den Spielbetrieb von

Spielbanken Anwendung:

b) Art. 26 (Bearbeitung und Bekanntgabe von Personendaten);

1a) Im Ubrigen findet auf die Durchfilhrung von Geschicklichkeits-

Geldspielen sinngemass Art. 67 Abs. 2 und 3 (Feststellung und Uberpriifung der

Identitdt) Anwendung.

2) Geschicklichkeits-Geldspiele mit Geldspielautomaten dirfen nur in be-

willigten Spielbanken angeboten werden.
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Titel vor Art. 60

A. Bewilligungen

Art. 60

Bewilligungspflicht

1) Wer gewerbsmassig oder 6ffentlich Online-Geldspiele veranstalten will,

braucht eine Bewilligung des Amtes fiir Volkswirtschaft.

2) Das Amt fir Volkswirtschaft erteilt eine Bewilligung fir Online-

Geldspiele an Gesuchsteller, die die Voraussetzungen nach Art. 61 erfillen.

Art. 61 Sachtitel, Einleitungssatz, Bst.a,c,dund g

Weitere Vorschriften zur Bewilligung

Im Ubrigen finden auf die Bewilligungen fiir Online-Geldspiele sinngeméss
folgende Bestimmungen Uber die Bewilligungen fiir Spielbanken Anwendung:

a) Art. 9 Bst. a bis | (Bewilligungsvoraussetzungen);

c) Art. 13 (Einreichung und Priifung von Gesuchen);

d) Art. 14 (Umfang der Bewilligung);

g) Art. 17 (Entzug, Einschrankung und Suspendierung der Bewilligung).

Art. 63 Abs. 1 Bst. b, Abs. 2

1) Online-Geldspiele diirfen nur durchgefiihrt werden:

b) in bewilligten Spielbanken.
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2) Wer Online-Geldspiele in einer bewilligten Spielbank durchfiihren will,
hat — soweit er als Veranstalter nicht selbst eine Spielbank ist — mit der Spielbank
einen schriftlichen Vertrag tiber die Durchfiihrung der Spiele abzuschliessen und
diesen dem Amt fiir Volkswirtschaft vorgangig zur Genehmigung vorzulegen. Der
Betrieb und die Abgabepflicht der Spiele unterliegen den fiir die Geldspielauto-
maten in Spielbanken geltenden Vorschriften; die Regierung kann mit Verord-
nung Ausnahmen vorsehen, soweit dies fir einen ordnungsgemdssen Spielbe-

trieb notwendig ist.

Art. 64 Abs. 2

2) Die Bewilligung kann das Spielangebot beschranken.

Art. 66 Bst. b

Der Veranstalter von Online-Geldspielen hat auf seiner Homepage zu verof-

fentlichen:

b) das Datum der Bewilligung;

Art. 70 Abs. 1

1) Der Betrieb und die Wartung elektronischer Plattformen fiir die Durch-
fihrung und die Kontrolle der Online-Geldspiele haben im Wesentlichen im In-

land zu erfolgen.

Art. 73 Abs. 2 Bst. a

2) Die Geldspielabgabe betragt:
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a) bei Spielbanken: mindestens 17.5 % und hdchstens 40 % der Bruttospielertra-

ge, wobei der Abgabesatz progressiv gestaltet wird;

Art. 77 Abs. 1

1) Der Regierung obliegt insbesondere:

a) aufgehoben;

b) die Bestellung des Fachbeirats nach Art. 80;

c) aufgehoben.

Art. 78 Abs. 1 Bst. a Ziff. 3

1) Dem Amt fiir Volkswirtschaft obliegen:

a) die Aufsicht tber die Anbieter von Geldspielen und die Uberwachung der Ein-
haltung der Vorschriften dieses Gesetzes und der Durchfiihrungsverord-

nungen insbesondere hinsichtlich:

3. des Fiihrens des Geldspielregisters nach Art. 83;

Art. 80 Abs. 2

2) Der Fachbeirat besteht aus drei bis finf unabhangigen Sachverstandi-
gen, die mindestens die Bereiche Geldspielrecht, Spieltechnik, Betrieb von Spiel-
banken oder Online-Geldspielen, Geldwaschereiabwehr und Spielsuchtfragen
vertreten und weder Mitglied des Verwaltungsrates noch Angestellte von Inha-

bern einer Bewilligung nach diesem Gesetz oder von diesen nahe stehenden Ge-

sellschaften sind.



64

Art. 81

Zusammenarbeit der inldndischen Behérden

1) Die firr die Durchfihrung, Aufsicht und Vollzug dieses Gesetzes zustandi-
gen Behorden und Organe, insbesondere die Regierung, das Amt fiir Volkswirt-

schaft, die FMA, der Fachbeirat, die Revisionsstelle, die Gerichte und die Staats-

anwaltschaft, sind verpflichtet, einander alle fiir die Durchsetzung dieses Geset-
zes und des Sorgfaltspflichtgesetzes notwendigen Auskiinfte zu erteilen und Un-

terlagen zu tGbermitteln.

2) Die Staatsanwaltschaft hat das Amt fiir Volkswirtschaft und die FMA

Uber Einleitung und Einstellung von Verfahren im Zusammenhang mit Art. 88 und

91 zu benachrichtigen; die Gerichte ibermitteln den vorgenannten Stellen Aus-

fertigungen entsprechender Urteile.

3) Das Amt fiur Volkswirtschaft hat die FMA Uber Einleitung und Einstellung

von Verfahren im Zusammenhang mit Art. 89 und 92 zu benachrichtigen; das

Amt flir Volkswirtschaft Ubermittelt der FMA Ausfertigungen entsprechender

Entscheidungen.

4) In Sanktionsverfahren nach dem Sorgfaltspflichtgesetz, welche sich ge-

gen Betreiber von Geldspielen im Sinne dieses Gesetzes richten, verstandigt die

FMA das Amt fir Volkswirtschaft von der Einleitung und Einstellung: die FMA

Ubermittelt dem Amt fir Volkswirtschaft Ausfertigungen entsprechender Ent-

scheidungen.
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Art. 81a

Zusammenarbeit mit ausléndischen Behérden

1) Soweit die Zusammenarbeit mit ausldndischen Behorden nicht spezial-

gesetzlich geregelt ist, finden die nachfolgenden Bestimmungen Anwendung.

2) Das Amt fur Volkswirtschaft Gibermittelt einer ersuchenden zustidndigen

ausldndischen Aufsichtsbehorde im Geldspielbereich alle Informationen, die die-

se zur Wahrnehmung ihrer Aufsichtsaufgaben benétigt, wenn

a) die Souveranitat, Sicherheit, 6ffentliche Ordnung oder andere wesentliche

Landesinteressen nicht verletzt werden;

b) die Empfanger bzw. die beschaftigten und beauftragten Personen der zustan-

digen Behorde dem Amts- bzw. Berufsgeheimnis unterstehen;

c) gewdhrleistet ist, dass die mitgeteilten Informationen nur zu Zwecken der Auf-

sicht im Geldspielbereich im Sinne dieses Gesetzes verwendet werden;

d) bei Informationen, die aus dem Ausland stammen, eine ausdriickliche Zu-

stimmung jener Behorde, die diese Informationen mitgeteilt hat, vorliegt

und gewahrleistet ist, dass diese gegebenenfalls nur fir jene Zwecke wei-

tergegeben werden, denen diese Behdrden zugestimmt haben; und

e) gewahrleistet ist, dass die ersuchende Aufsichtsbhehorde einem gleichartigen

liechtensteinischen Ersuchen entsprechen wiirde.

3) Das Amt fir Volkswirtschaft kann auslandische Aufsichtsbehorden im

Geldspielbereich um Ubermittlung aller Informationen ersuchen, die zur Erfiil-

lung der Aufgaben nach diesem Gesetz und nach dem Sorgfaltspflichtgesetz

notwendig sind. Die erhaltenen Informationen darf es an zustandige inlandische

Behorden, insbesondere an die FMA, weiterleiten.
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4) Von auslandischen Behoérden erhaltene Informationen dirfen von den

zustidndigen inldndischen Behorden nur fiir nachfolgende Zwecke verwendet

werden:

a) zur Uberpriifung der Einhaltung von Bestimmungen nach diesem Gesetz und

nach dem Sorgfaltspflichtgesetz;

b) zur Verhdngung von Sanktionen;

c) im Rahmen von Verwaltungsverfahren Uber die Anfechtung von Entscheidun-

gen einer zustandigen Behorde; oder

d) im Rahmen von Gerichtsverfahren.

Art. 81b

Amtsgeheimnis

1) Die mit der Durchfiihrung, Kontrolle und dem Vollzug dieses Gesetzes

betrauten Behorden und Organe, ihre Mitarbeiter und Vertreter sowie allfallig

durch diese beigezogene weitere Personen unterliegen hinsichtlich der Informa-

tionen, die ihnen bei ihrer Tatigkeit bekannt werden, zeitlich unbeschrénkt dem

Amtsgeheimnis.

2) Informationen nach Abs. 1 dirfen nach Massgabe dieses Gesetzes, des

Sorgfaltspflichtgesetzes und anderer gesetzlicher Bestimmungen weitergegeben

werden.

Art. 82

Mitwirkungspflicht; Zutritts- und Eintrittsrecht

1) Betreiber von Geldspielen sind verpflichtet, beim Vollzug dieses Geset-

zes unentgeltlich mitzuwirken. Sie missen den mit der Durchfiihrung, Kontrolle
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oder Beaufsichtigsung der Durchfiihrung dieses Gesetzes betrauten Behorden und

Organen wahrheitsgetreu alle die nach diesem Gesetz erforderlichen Meldungen

und Informationen erteilen und diesen jederzeit Zutritt zu ihren Einrichtungen

gewdhren.

2) Die Inhaber einer Bewilligung nach diesem Gesetz miissen den mit der

Durchfiihrung, Kontrolle oder Beaufsichtigsung der Durchfiihrung dieses Gesetzes

betrauten Behdrden und Organen und den Strafverfolgungsbehorden jederzeit

Einsicht in ihre Unterlagen und in die Register Uber die Spielverbote gewahren.

3) Besteht Grund zur Annahme, dass ohne Bewilligung eine diesem Gesetz

unterstehende Tatigkeit ausgeubt wird, so kdnnen die mit der Durchfihrung,

Kontrolle oder Beaufsichtigung der Durchfiihrung dieses Gesetzes betrauten Be-

horden und Organen von den betreffenden Personen Auskiinfte und Unterlagen

verlangen, wie wenn es sich um unterstellte Personen handelte.

4) Die Regierung kann die weiteren Bestimmungen zu den Mitwirkungs-

und Auskunftspflichten mit Verordnung festlegen.

Art. 82a

Bearbeitung von Personendaten

1) Die mit der Durchfiihrung, Kontrolle oder Beaufsichtigung der Durchfiih-

rung dieses Gesetzes betrauten Behorden und Organe sind befugt, die Perso-

nendaten, einschliesslich besonders schiitzenswerter Personendaten und Per-

sonlichkeitsprofile, zu bearbeiten oder bearbeiten zu lassen, die sie bendtigen,

um die ihnen nach diesem Gesetz Ubertragenen Aufgaben zu erfillen.
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2) Die Regierung legt die weiteren Bestimmungen zur Datenbearbeitung

mit Verordnung fest. Im Ubrigen bleiben die Bestimmungen der Datenschutzge-

setzgebung vorbehalten.

Art. 82b

Bekanntgabe von Personendaten

1) Beh6rden und Organe, die mit der Durchfiihrung, Kontrolle oder Beauf-

sichtigung der Durchfiihrung dieses Gesetzes betraut sind, diirfen Personenda-

ten, einschliesslich besonders schiutzenswerter Personendaten und Personlich-

keitsprofile, insbesondere bekannt geben:

a) anderen mit der Durchfiihrung, Kontrolle oder Beaufsichtigung der Durchfiih-

rung dieses Gesetzes betrauten Behdrden und Organen, soweit dies zur

Wahrnehmung ihrer gesetzlichen Aufgaben erforderlich ist;

b) den Gerichten und der Staatsanwaltschaft, soweit die Daten insbesondere fiir

die Abklarung von strafbaren Handlungen erforderlich sind;

c) anderen Behdrden und Organen, soweit diese zur Erfullung einer ihnen durch

Gesetz Ubertragenen Aufgabe erforderlich sind;

d) zur Erfullung von Veroffentlichungspflichten nach diesem Gesetz und nach

dem Sorgfaltspflichtgesetz;

e) auslandischen Aufsichtsbehdrden im Geldspielbereich nach Massgabe von Art.

81a;

f) soweit dies zur Erfillung der nach diesem Gesetz und dem Sorgfaltspflichtge-

setz Ubertragenen Aufgaben zwingend erforderlich oder ausdricklich vor-

gesehen ist.
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2) Nicht personenbezogene Daten diirfen an Dritte bekannt gegeben wer-

den, soweit die Bekanntgabe einem o6ffentlichen Interesse entspricht.

3) Die Datenbekanntgabe erfolgt in der Regel schriftlich.

4) Die Regierung legt die weiteren Bestimmungen zur Datenbekanntgabe

mit Verordnung fest. Im Ubrigen bleiben die Bestimmungen der Datenschutzge-

setzgebung vorbehalten.

Art. 83 Sachtitel, Abs. 1 bis 2a

Zentrales Register der Spielverbote; Abrufverfahren

1) Das Amt fiir Volkswirtschaft kann eine Spielbank, einen Veranstalter von
Online-Geldspielen oder einen geeigneten Dritten bezeichnen, die oder der ein
zentrales Register der Spielverbote nach Art. 22 Abs. 1 Bst. b bis d und Abs. 2

fahrt. Die Kosten des zentralen Registers sind von dem Registerfihrer und den

Betreibern von Geldspielen, die ein Spielverbot nach Art. 22 Abs. 1 zu beachten

haben, solidarisch zu tragen.

2) Die Betreiber von Geldspielen, die ein Spielverbot nach Art. 22 Abs. 1 zu

beachten haben, missen dem Registerfihrer die zur Fiihrung des zentralen Re-

gisters erforderlichen Daten, insbesondere den Namen, den Vornamen, das Ge-
burtsdatum und die Adresse der gesperrten Person sowie die Art, das Ausstel-
lungsdatum, den Grund und die Aufhebung des Spielverbots oder der Spielsper-
re, unverziglich mitteilen. Sie kdnnen durch ein elektronisches Abrufverfahren

Einsicht in das zentrale Register nehmen.

2a) Den mit der Durchfiihrung, Kontrolle oder Beaufsichtigung der Durch-

fuhrung dieses Gesetzes betrauten Behdrden und Organen sowie den Strafver-
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folgungsbehorden ist jederzeit Einsicht in das zentrale Register der Spielverbote

zu gewahren.

Art. 83a

Geldspielregister

1) Das Amt fiir Volkswirtschaft fihrt ein 6ffentlich zugangliches Register

der nach diesem Gesetz zugelassenen Betreiber von Geldspielen, ihrer Zweigstel-

len und Geschéaftsfihrer sowie der von ihnen beauftragten Revisionsstellen.

2) In dieses Register werden auch die Spielangebote, fiir die der Bewilli-

gungsinhaber zugelassen ist, eingetragen.

3) Das Register kann Uber die Internetseite des Amtes fiir Volkswirtschaft

abgerufen werden.

4) Die Regierung kann das Nahere Uber die Filhrung des Registers mit Ver-

ordnung regeln.

Art. 84 Abs. 1, 2 und 2a

1) Liegen VerstOsse gegen dieses Gesetz oder sonstige Missstdande vor, so
verfugt das Amt fir Volkswirtschaft die Massnahmen, die zur Herstellung des
ordnungsgemassen Zustandes und zur Beseitigung der Missstande notwendig

sind.

2) Das Amt fir Volkswirtschaft kann fir die Zeit der Untersuchung vorsorg-

liche Massnahmen verfiigen und insbesondere

a) Bewilligungen suspendieren;
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b) den Betrieb von Geldspielen oder Teile davon schliessen.

2a) Die Massnahmen nach Abs. 1 und 2 kdnnen in dringlichen Féallen ohne

vorgangige Verhandlung als sofort vollstreckbare Verfigungen im Sinne von Art.

52 Landesverwaltungspflegegesetz verfiigt werden. Betrifft die Massnahme den

Inhaber einer Bewilligung nach Art. 8 oder 60, so informiert das Amt fur Volks-

wirtschaft unverziglich die FMA.

Art. 85
Aufsichtsabgabe

1) Fir die Aufsicht gemass Art. 78 Abs. 1 Bst. a erhebt das Amt fiir Volks-

wirtschaft mit Verfligung bei den Inhabern einer Bewilligung nach Art. 8, 42 und

60 jahrlich eine Aufsichtsabgabe. Kleinveranstalter nach Art. 3 Abs. 1 Bst. m Ziff.

2 und 3 sind von der Aufsichtsabgabe befreit.

2) Die Aufsichtsabgabe betragt

a) fir Spielbanken und fiir Veranstalter von Online-Geldspielen 2 % vom Brutto-

spielertrag, mindestens aber 50 000 Franken und hoéchstens 300 000 Fran-

ken;

b) fir Veranstalter von Lotterien oder Wetten 2 % vom Bruttospielertrag, min-

destens aber 2 000 Franken und hochstens 30 000 Franken;

c) fur Kleinveranstalter nach Art. 3 Abs. 1 Bst. m Ziff. 1 des Gesetzes 2 % vom

Bruttospielertrag, mindestens aber 500 Franken.

3) Verfugt ein Abgabepflichtiger Uber verschiedene Bewilligungen nach

Abs. 2, ist er fur jede Bewilligung abgabepflichtig.
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4) Die Abgabepflicht beginnt mit der Erteilung der Bewilligung und endet

mit dem Entzug, Widerruf oder Erléschen der Bewilligung. Beginnt oder endet

die Abgabepflicht im laufenden Geschéftsjahr, so wird die Aufsichtsabgabe pro

rata temporis erhoben.

5) Dem Amt fiir Volkswirtschaft sind die fiir die Berechnung der Aufsichts-

abgabe erforderlichen Daten bis spatestens 31. Marz des Abgabejahres zu mel-

den. Melden Abgabepflichtige die fiir die Berechnung der Aufsichtsabgabe erfor-

derlichen Daten trotz Aufforderung des Amt fir Volkswirtschaft nicht oder nur

mangelhaft, so legt das Amt fur Volkswirtschaft die erforderlichen Daten nach

freiem Ermessen aufgrund der ihm zu diesem Zeitpunkt vorliegenden Informati-

onen fest.

6) Die Regierung regelt das Nahere Uiber die Erhebung von Aufsichtsabga-

ben mit Verordnung.

Art. 86

Geblihren

1) Wer eine Dienstleistung, ein Verfahren oder eine Verfiigung des Amtes

fur Volkswirtschaft oder der Regierung im Zusammenhang mit dem Vollzug der

Geldspielgesetzgebung beansprucht oder veranlasst, muss dafiir die Kosten de-

ckenden Gebiihren bezahlen.

2) Die Gebiihren betragen fiir

a) die Erteilung einer Bewilligung an Spielbanken: 20 000 Franken;

b) die Erteilung einer Bewilligung an Veranstalter von Online-Geldspielen: 10 000

Franken;
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c) die Erteilung einer Bewilligung an Veranstalter von Lotterien oder Wetten:

4 000 Franken;

d) die Erteilung einer Bewilligung an Kleinveranstalter:

1. nach Art. 3 Abs. 1 Bst. m Ziff. 1 GSG: 600 Franken:

2. nach Art. 3 Abs. 1 Bst. m Ziff. 2 GSG: 200 Franken;

3. nach Art. 3 Abs. 1 Bst. m Ziff. 3 GSG: 300 Franken;

3) Fir alle Gbrigen geblihrenpflichtigen Tatigkeiten nach Abs. 1 bemisst sich

die Gebihr nach dem Zeit- und Kostenaufwand. Der Stundenansatz betragt je

nach Funktionsstufe der ausfihrenden Person 100 bis 300 Franken.

4) Die Gebiuhren nach Abs. 2 sind im Voraus zu bezahlen. Wird das Bewilli-

gungsgesuch abgelehnt oder zuriickgezogen, so wird die Halfte der Geblihr zu-

rickerstattet.

5) Die Regierung regelt das Nihere, insbesondere iiber die Uberwilzung

externer Kosten, Uber Zuschldge und Uber die Erhebung der Gebliihren mit Ver-

ordnung.

Art. 87 Abs. 1, 1aund 3

1) Gegen Verfliigungen und Entscheidungen des Amtes fiir Volkswirtschaft

kann binnen 14 Tagen ab Zustellung Beschwerde bei der Beschwerdekommission

fur Verwaltungsangelegenheiten erhoben werden.

1a) Gegen Entscheidungen der Beschwerdekommission fur Verwaltungsan-

gelegenheiten kann binnen 14 Tagen ab Zustellung Beschwerde beim Verwal-

tungsgerichtshof erhoben werden.
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3) Soweit nichts anderes angeordnet wird, kommt einer Beschwerde gegen

Verfigungen und Entscheidungen nach Abs. 1, Abs. 1a und Abs. 2 keine auf-

schiebende Wirkung zu. Der Vorsitzende der Beschwerdekommission fiir Verwal-

tungsangelegenheiten, sowie der Vorsitzende des Verwaltungsgerichtshofes

konnen auf Antrag des Beschwerdefiihrers einer Beschwerde die aufschiebende

Wirkung zuerkennen, soweit nicht zwingende o6ffentliche Interessen entgegen-

stehen und durch den sofortigen Vollzug fiir den Beschwerdefiihrer ein nicht

wieder gutzumachender Nachteil entstiinde.

Art. 88 Abs. 1 Bst. a biscund 2 Bst. a

1) Vom Landgericht wird wegen Vergehens mit Freiheitsstrafe bis zu einem

Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessatzen bestraft, wer vorséatzlich:

a) ein Geldspiel organisiert, betreibt, vermittelt, verbreitet, dafiir Raum gibt, da-
flr wirbt, dafiir Personen zusammenfihrt, dafiir Spieleinrichtungen ein-
schliesslich Software beschafft oder es auf andere Weise gewerbsmassig

fordert, ohne dass die fir das Geldspiel notwendige Bewilligung vorliegt

oder das Geldspiel von einer solchen gesetzlich befreit ist;

b) durch unwahre Angaben oder auf andere Weise die Erteilung einer Bewilli-

gung erschleicht;

c) Bewilligungen auf Dritte Gbertragt;

2) Vom Landgericht wird wegen Vergehens mit Freiheitsstrafe bis zu sechs

Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 180 Tagessatzen bestraft, wer vorsatzlich:

a) gegen Bedingungen oder Auflagen einer Bewilligung nach diesem Gesetz

verstosst;
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Art. 89 Abs. 1

1) Vom Amt fiir Volkswirtschaft wird wegen Verwaltungsibertretung mit

einer Busse bis zu 250 000 Franken, im Nichteinbringlichkeitsfalle mit Freiheits-

strafe bis zu drei Monaten, bestraft, wer:

Art. 91

Verstdsse gegen die Bewilligung oder behérdliche Anordnungen

Verstosst die juristische Person, die Inhaberin einer Bewilligung nach die-

sem Gesetz ist, zu ihrem Vorteil gegen die Bewilligung oder gegen eine rechts-

kraftige Verfiigung, so wird sie vom Landgericht mit einer Geldbusse bis zur drei-
fachen Hohe des durch den Verstoss erzielten Gewinnes bestraft. Liegt kein Ge-
winn vor oder kann er nicht festgestellt oder geschatzt werden, so betragt die

Strafe bis zu 20 % des Bruttospielertrages im letzten Geschaftsjahr.

Art. 92 Abs. 1

1) Wird eine Ubertretung nach Art. 89 begangen und dadurch ein wirt-

schaftlicher Vorteil erlangt, ordnet das Amt fiir Volkswirtschaft die Abschépfung

des wirtschaftlichen Vorteils an und verpflichtet den Beglinstigten zur Zahlung

eines entsprechenden Geldbetrages.

Art. 96

Aufgehoben
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Art. 96a

Haftung des Amtes fiir Volkswirtschaft

1) Die Haftung des Amtes fiir Volkswirtschaft, seiner Organe, seines Perso-

nals sowie der vom Amt fur Volkswirtschaft Beauftragten richtet sich unter Vor-

behalt von Abs. 2 nach dem Amtshaftungsgesetz.

2) Das Amt fur Volkswirtschaft und die von ihm Beauftragten haften nur,

wenn:

a) sie wesentliche Amtspflichten verletzt haben; und

b) Schiaden nicht auf Pflichtverletzungen eines Beaufsichtigten zurlickzufiihren

sind.

XI. Ubergangsbestimmungen

Art. 97

Ubergangsbestimmung

Nach bisherigem Recht erteilte Bewilligungen zur Durchfihrung eines
Geldspiels, die den Anforderungen dieses Gesetzes und der dazu erlassenen Ver-
ordnungen nicht entsprechen, bleiben bis zum Ablauf der Giltigkeitsdauer auf-

recht.
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Anderung von Bezeichnungen

1) In Anhang 2 Abschnitt IV. Bst. C Ziff. 3 und 4 des Finanzmarktaufsichtsge-
setzes ist der Begriff ,, konzessionierten” durch den Begriff ,bewilligten” zu erset-

zen.

2) In Art. 3 Abs. 1 Bst. | des Sorgfaltspflichtgesetzes ist der Begriff ,, Konzes-

sion“ durch den Begriff ,,Bewilligung“ zu ersetzen.

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt unter Vorbehalt des ungenutzten Ablaufs der Referen-

dumsfrist am 1. xxx 20xx in Kraft, andernfalls am Tag nach der Kundmachung.

5.2 Beschwerdekommissionsgesetz

Gesetz
vom ...

tiber die Abanderung des Beschwerdekommissionsgesetzes

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine

Zustimmung:
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Abanderung bisherigen Rechts

Das Beschwerdekommissionsgesetz vom 25. Oktober 2000, LGBI. 2000

Nr. 248, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeandert:

Art. 4 Abs. 1 Bst. p

Geldspiel:

des Amtes fur Volkswirtschaft aufgrund des Geldspielgesetzes (GSG).

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit der Abdanderung des Geldspielgesetzes

vom ... in Kraft.



	1. Ausgangslage
	2. Begründung der Vorlage
	3. Schwerpunkte der Vorlage
	3.1 Wechsel des Zulassungssystems
	3.2 Geldspielabgabe
	3.3 Datenschutzrechtliche Anpassungen
	3.4 Aufsichtsabgabe und Gebühren

	4. Erläuterungen zu den einzelnen Artikeln
	4.1 Gesetz über die Abänderung des Geldspielgesetzes
	4.2 Beschwerdekommissionsgesetz

	5. Regierungsvorlagen
	5.1 Geldspielgesetz
	5.2 Beschwerdekommissionsgesetz


